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1. DEFINITIONEN UND ENTSTEHUNGSGESCHICHTE 
 
1.1 SOZIALVERSICHERUNG, SOZIALE SICHERUNG UND WOHLFAHRTSSTAAT 
 
 
 
Die in der Überschrift genannten Bezeichnungen sowie die ihnen entsprechenden angelsäch-
sischen Begriffe “social insurance”, “social security (or protection)” und “welfare state” wer-
den zum Teil so gebraucht, dass sie Unterschiedliches bezeichnen, häufig aber auch als Syno-
nyma. Wenn sie unterschiedliche Bedeutungen haben, werden sie meist so verwandt,  
 
* dass „welfare state“ den weitesten Begriffsumfang hat und „social security“ vollständig 
einschließt, die wiederum „social insurance“ als Teilbegriff umfasst, und  
* dass „social insurance“ als wichtigstes System von Sicherungseinrichtungen zum Herz-
stück des „welfare state“ wird. 
 
Der Ausdruck „welfare state“ ist 1941 ursprünglich als eine Art positiv besetzter Kampfbeg-
riff entstanden: „Archbishop Temple coined the phrase to differentiate wartime Britain from 
the ‚warfare state? of Nazi-Germany. It quickly entered the vocabulary associated with the 
Beveridge Report (1942)“ (GOUGH, 1998, S. 895). In der angelsächsischen Literatur ist die 
folgende Definition von BRIGGS (1961, S. 228) weit verbreitet:  
 
“A ‚Welfare State? is a state in which organised power is deliberately used 
(through politics and administration) in an effort to modify the play of market 
forces in at least three directions – first, by guaranteeing individuals and families 
a minimum income irrespective of the market value of their property; second by 
narrowing the extent of insecurity by enabling individuals and families to meet 
certain ‚social contingencies? (for example, sickness, old age and unemployment) 
which lead otherwise to individual and family crises; and third by ensuring that all 
citizens without distinction of status or class are offered the best standards avail-
able in relation to a certain agreed range of social services.” 
 
Diese Definition umreißt sicher die Haupteigenschaften dessen, was man mit „welfare state“ 
meint, kann aber weiter oder enger ausgelegt werden. In der deutschen Sprache gibt es – an-
ders als im Englischen – für sehr weite bzw. relativ enge Definitionen zwei verschiedene Be-
griffe (WENDT, 1993, S. 29 – 32): Als „Wohlfahrtsstaaten“ bezeichnet man Staaten, die über 
soziale Sicherungs- und Umverteilungseinrichtungen verfügen, welche so stark ausgeprägt 
sind, dass der Staat einen paternalistischen Charakter annimmt, private Initiativen erstickt 
werden und eine hohe Excess-burden auftritt. Diesem negativ belasteten Ausdruck steht als 
Begriff mit einer positiven Konnotation der enger abgegrenzte „Sozialstaat“ gegenüber. Die-
se engere Ausprägung des „welfare state“ gehört in Deutschland zu den so genannten 
„Staatsgrundlagen“ und ist verfassungsmäßig abgesichert (Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz). 
 
Eine Möglichkeit, den Begriff „welfare state“ näher zu konkretisieren, besteht in der Aufzäh-
lung seiner Elemente. Die folgende Tabelle 1 ist von GOUGH (1998, S. 895) aus 
FLORA/HEIDENHEIMER (1981) abgeleitet worden. Sie  zeigt eine weit verbreitete Aufzäh-
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lungsdefinition dieser Art, die von vielen Autoren allerdings noch um die Elemente „Vollbe-
schäftigungspolitik“ und „Armenfürsorge/Sozialhilfe“ und oft auch um das Element „Woh-
nungsfürsorge für Benachteiligte“ ergänzt wird.1 Gleichzeitig verdeutlicht die Tabelle, dass 
die Geburtsstunde des welfare state in die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert fällt.2 
 
Tabelle 1: Einführung von Elementen des Wohlfahrtsstaats 
 
Year of Introduction of: Germany UK Sweden France Italy USA Canada 
        
Industrial accidents 
Sickness insurance 
Pensions 
Unemployment insurance 
Family allowances 
Health insurance/service 
1884 
1883 
1889 
1927 
1954 
1880 
1906 
1911 
1908 
1911 
1945 
1948 
1901 
1910 
1913 
1934 
1947 
1962 
1946 
1930 
1910 
1967 
1932 
1945 
1898 
1943 
1919 
1919 
1936 
1945 
1930 
- 
1935 
1935 
– 
– 
1930 
1971 
1927 
1940 
1944 
1972 
        
General personal income tax operated 1920* 1918 1903 1960 1923 1913 N/A 
uninterruptedly from: (1873)       
        
Education:        
Adult illiteracy first <20% 
Secondary school enrolment first 
>10% 
University enrolment first >10% 
1850 
1925 
 
1975 
1880 
1923 
 
1973 
1880 
1937 
 
1968 
N/A 
N/A 
 
N/A 
N/A 
N/A 
 
N/A 
1870 
1915 
 
1946 
N/A 
N/A 
 
N/A 
*Introduced in Prussia in 1873. 
Quelle: GOUGH (1998, S. 895) nach FLORA/HEIDENHEIMER (1982). 
 
Der Ausdruck “social security (system)” taucht erstmals im amerikanischen “Social Security 
Act” von 1935 auf und ist von ROOSEVELT seinerzeit als Bestandteil eines Bündels von vier 
Basisfreiheiten bezeichnet worden: den Freiheiten des Glaubens und der Meinungsäußerung 
sowie denen von Furcht und Not (WEISSER, 1956, S. 397). Man versteht hierunter i.d.R. die in 
Tabelle 1 aufgezählten Sozialversicherungen und zusätzlich Formen der Armenfürsorge oder 
Sozialhilfe. 
 
Wenn man die Ausdrücke unterschiedlich gebraucht, versteht man unter Sozialversicherung 
i.d.R. sowohl den Kern des „Wohlfahrtsstaat“ als auch den Kern des Systems der sozialen 
Sicherung, d.h. den oberen Teil von Tabelle 1. Die Bezeichnungen, Ausgestaltungen und Ab-
grenzungen der einzelnen Sicherungseinrichtungen sind in verschiedenen Ländern allerdings 
unterschiedlich. Das gleiche gilt für den Umfang der erfassten Risiken. Um Abgrenzungs-
schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, werden die Ausdrücke „Wohlfahrtsstaat“, „Soziale 
Sicherung“ und „Sozialversicherung“ im folgenden synonym gebraucht. Der Schwerpunkt der 
Ausführungen liegt allerdings auf dem System der sozialen Sicherung i.e.S. Auf einen inter-
nationalen Vergleich wird im Abschnitt 2 „Sozialversicherung in der Moderne“ näher einge-
gangen. Vorher soll jedoch ein Blick auf die Motive und Funktionen geworfen werden, die 
historisch zu Systemen der sozialen Sicherung geführt haben. Dieser Blick in die Geschichte 
kann als Basis zur Abschätzung der treibenden Kräfte in diesem Bereich dienen und macht 
                                               
1 Einen Literaturüberblick zum Definitionsproblem liefert MISHRA (1990, S. 123 f.). 
2 In der Literatur sind auch Tabellen aufgestellt worden, in denen Rangfolgen für die Entstehungszeitpunkte 
hoch entwickelter Gesamtsysteme sozialer Sicherung ermittelt werden. Hierbei bildet man Mittelwerte für die 
Einführungszeitpunkte der einzelnen Sicherungselemente. Eine solche Tabelle findet man z.B. bei WAGSCHAL 
(2000, S. 39). Auf den ersten fünf von 23 Rängen für OECD-Länder liegen danach Deutschland, Dänemark, 
Belgien, Österreich und Großbritanien, auf dem letzten fünf Japan, Portugal, die USA, die Schweiz und Kana-
da. 
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sowohl die Entstehung als auch die stilisierten Fakten des Wachstumsprozesses der modernen 
Sozialversicherungssysteme verständlich. 
 
1.2 ERKLÄRUNGEN FÜR DIE ENTSTEHUNG VON SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEMEN: MOTIVE 
UND FUNKTIONEN 
 
Im Folgenden wird ein Katalog von Hypothesen für die Entstehung von – mehr oder weniger 
umfangreichen – Systemen der sozialen Sicherung in menschlichen Gesellschaften formuliert. 
Diese Hypothesen lassen sich aus einer Reihe von Gründen – insbesondere wegen des Feh-
lens hinreichender Datenbestände – nicht statistisch testen. Wie der nächste Unterabschnitt 
zeigen wird, kann ihre Plausibilität aber wenigstens auf der Basis historischer und zum Teil 
auch naturwissenschaftlicher Literatur geprüft werden.3 Unterstellt man einen Staat, in dem 
Wahlrechte der Bürger (oder wenigstens Ansehen und Unterstützung der Regierung durch die 
Bürger) eine Rolle spielen, kann man diese Hypothesen in zwei Gruppen mit jeweils wenigs-
tens zwei Elementen einteilen. Die erste Gruppe führt das Entstehen von Systemen der sozia-
len Sicherung auf individuelle Bedürfnisse der Bürger und/oder der Herrschenden zurück. Die 
Elemente dieser Gruppe sollen im folgenden als „an subjektiven Bedürfnissen orientierte 
Theorien“ oder kurz „bedürfnisorientierte Theorien“ bezeichnet werden. Die zweite Gruppe 
verweist auf objektiv existierende Verbesserungsmöglichkeiten für die Funktionsweise von 
Volkswirtschaften. Ihre Elemente sollen „funktionsorientierte Theorien“ genannt werden. Die 
bedürfnisorientierten Theorien lassen es unmittelbar verständlich erscheinen, dass es in einer 
Demokratie private oder öffentliche Initiativen zur Befriedigung der jeweiligen Bedürfnisse 
gibt. Die funktionsorientierten Theorien benötigen aus der Sicht eines Public-choice-
Ökonomen zur Erklärung solcher Initiativen dagegen einer Zusatzhypothese: Es muss Men-
schen geben, die das Kollektivgut „Verbesserung der Funktionsfähigkeit einer Volkswirt-
schaft“ in einer Demokratie einsehbar und mehrheitsfähig machen und die damit – metapho-
risch gesprochen – die Rolle eines politischen Unternehmers übernehmen, der wie ein wohltä-
tiger Diktator wirkt. Es ist alles andere als selbstverständlich, dass es solche politischen Un-
ternehmer in Demokratien gibt und dass sie sich auch durchsetzen.4 
 
Die in einer ersten bedürfnisorientierten Hypothese angesprochene Triebkraft soll im folgen-
den als Moral-sentiment-Motiv bezeichnet werden und wird in SMITH’ „Theory of Moral Sen-
timents“ mit einem individuellen Bedürfnis begründet, das er „sympathy“ nennt und das zu 
einer spontanen Hilfsbereitschaft führt: Der Egoismus möge durchaus die Haupttriebfeder im 
normalen Wirtschaftsleben sein; einem unparteiischen Beobachter menschlichen Handelns 
würde aber ebenfalls auffallen, dass den Menschen das Schicksal ihrer Mitmenschen nicht 
gleichgültig sei und dass es die Bereitschaft gebe, anderen zu helfen, ohne eine unmittelbare 
Gegenleistung zu verlangen.5 
 
                                               
3 Vgl. zu dieser Art des Vorgehens GROSSEKETTLER (2002, S. 49 – 60). 
4 Verstärkt gilt dies für Hypothesen, die im methodologischen Sinn „funktionalistisch“ sind. Als Beispiel sei das 
sog. „Gesetz der Parallelität zwischen den Prozessen der Industrialisierung und der sozialen Sicherung“ ge-
nannt, das WEISSER (1956, S. 398) aufgestellt hat. Es behauptet, dass Industrialisierung die Sicherungssysteme 
von Agrargesellschaften auflöse und damit die Herausbildung von Sozialversicherungssystemen moderner Art 
„erzwinge“. Diese Hypothese macht den Modus operandi nicht sichtbar und kann z.B. nicht erklären, dass das 
sehr viel früher industrialisierte England erst später als Deutschland ein Sozialversicherungssystem eingeführt 
hat. Modus-operandi-Hypothesen findet man z.B. bei FLORA/ALBER (1982). 
5 SMITH hat diese Ansicht auf der Basis einer Diskussion über die grundlegenden Triebe der Menschen entwi-
ckelt, an der vor allem Autoren wie HOBBES, HUME, HUTCHESON, LOCKE und MANDEVILLE beteiligt waren. 
Vgl. hierzu die Kapitel über die Entstehung und Kritik der „Theory of Moral Sentiments“ bei ROSS (1995, S. 
157 – 194). 
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Eine zweite bedürfnisorientierte Hypothese weist ebenfalls schon eine lange Tradition auf und 
ist damit begründet worden, dass Sozialpolitik eine Art von gesellschaftlichem Kitt produzie-
re. Sie sei deshalb insbesondere dann erforderlich, wenn eine Gesellschaft in Klassen gespal-
ten sei und zu zerfallen drohe. Ganz in diesem Sinn bezeichnet ZWIEDINECK-SÜDENHORST 
(1911, S. 36 ff.) das Wesen der Sozialpolitik als herrschaftliche Politik, die darauf gerichtet 
sei, eine Spaltung der Gesellschaft zu verhindern, und zwar vor allem dadurch, dass Benach-
teiligten geholfen werde. Noch deutlicher wird diese Idee bei LORENZ VON STEIN (1855) mit 
seiner Forderung nach einem „sozialen Königtum“, d.h. einem Staat, der dadurch vor inneren 
Unruhen bewahrt wird, dass er allen Klassen einen Vorteil verschafft: den Begünstigten die 
Sicherheit vor einer auf sozialen Spannungen beruhenden Revolution und den Benachteiligten 
die Möglichkeit zum Aufstieg und die Freiheit von wirtschaftlicher Not. Das Zentralmotiv 
dieser Entstehungshypothese soll deshalb als „Herrschaftssicherungsmotiv“ bezeichnet wer-
den. 
 
Die erste Gruppe von funktionsorientierten Hypothesen verweist auf volkswirtschaftliche 
Vorteile, die daraus entstehen könnten, dass man – weit interpretiertes – Marktversagen auf 
Versicherungsmärkten beseitigt. Das sind Umstände, welche die Entwicklung eines Angebots 
an Versicherungen be- oder gar verhindern, deren Existenz sich die Bürger aus egoistischen 
Gründen oder wegen des Moral-sentiment-Motivs wünschen. Ist privaten Versicherungen 
eine kostengünstige Beseitigung solcher Umstände unmöglich, entspricht das Angebot einer 
Sozialversicherung einem rationalen sozialen Risikomanagement (DIAMOND, 1977 and 1998; 
ROLF et al. 1988; ROSNER 2003). Ansätze zu diesen Thesen findet man auch schon bei 
ZWIEDINECK-SÜDENHORST (1911, S. 377 ff.). 
 
Klassische Marktversagensargumente wie das Adverse-selection- und das Moral-hazard- so-
wie das Meritorik-Argument resultieren aus asymmetrisch verteilten Informationen. Adverse-
selection liegt vor, wenn ein Versicherungsgeber sich nicht hinreichend darüber informieren 
kann, zu welcher Gruppe von Risiken (guten oder schlechten) ein potentieller Versicherungs-
nehmer gehört. In solch einem Fall kann es dazu kommen, dass der Versicherer damit rechnen 
muss, dass sich bei ihm nur schlechte Risiken versichern wollen. Deshalb muss er Prämien 
fordern, die für gute Risiken unattraktiv sind. Im Extremfall unterbleibt die Schaffung eines 
Versicherungsmarktes sogar ganz (näher hierzu ROSNER, 2003, S. 40 – 44). Der Staat kann in 
solchen Fällen über einen Versicherungszwang für einen Risikoausgleich sorgen. Dann ent-
steht ein Versicherungsmarkt mit einem so genannten Pooling equilibrium, das allerdings 
nicht paretooptimal ist, sondern eine Umverteilung zu Gunsten von schlechten Risiken bein-
haltet. Moral hazard liegt vor, wenn es Anreize für einen Versicherungsnehmer gibt, sich 
nach Abschluss einer Versicherung riskanter zu verhalten als vorher (oder die Versicherung 
sogar zu betrügen), weil der Versicherungsgeber das Verhalten des Versicherten nicht genau 
genug beobachten und mit einem vertragsadäquaten Verhalten vergleichen kann. In solchen 
Fällen kann der Staat helfen, wenn die Bürger ihm im Rahmen des öffentlichen Rechts den 
Einsatz von Überwachungsmöglichkeiten gestatten, die sie privaten Versicherungen wegen 
der Gefahr eines Machtmissbrauchs nicht zugestehen würden (man denke z.B. an Pflichten 
für Arbeitslose, die nur der Staat dekretieren kann). Versicherungen stellen ein meritorisches 
Gut dar, wenn man davon ausgehen muss – und hierfür spricht die Erfahrung –, dass Men-
schen Risiken unterschätzen, die eine geringe Eintrittswahrscheinlichkeit haben oder typi-
scherweise erst in der fernen Zukunft auftreten. In solchen Fällen werden Versicherungsver-
träge zu gering dimensioniert und/oder zu spät abgeschlossen. Ein solches Verhalten ist vor 
allem bei jungen Menschen beobachtbar, kann mit zunehmender Lebenserfahrung in reiferen 
Jahren aber oft nicht mehr korrigiert werden. Der Staat kann dem über einen Versicherungs-
zwang (aber z.B. auch über eine steuerfinanzierte Mindestsicherung) vorbeugen.  
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Neben den klassischen Marktversagensargumenten findet man in der neueren Literatur auch 
weitere versicherungsbezogene Argumente, die darauf hinweisen, dass zu den nicht existie-
renden Versicherungen auch solche gegen den Ausfall von familiären Unterstützungsleistun-
gen wegen ungewollter Kinderlosigkeit gehören (SINN, 1998 a) und solche gegen Risiken aus 
der Geburt behinderter oder jedenfalls nicht leistungsfähiger Kinder (SINN, 1998 b, S. 20). 
Außerdem kann Sozialpolitik milieubedingte Nachteile bei den Startchancen der Menschen 
ausgleichen, die wie Entwicklungshemmnisse wirken und gegen die man sich ebenfalls nicht 
versichern kann (ROLF et al., 1988, S. 32 f.). Schließlich kann eine Sozialversicherung auch 
ein Gefangenendilemma beseitigen: Besteht in einer Gesellschaft – aus welchen Gründen 
auch immer – Einigkeit darüber, dass unverschuldet in Armut Geratenen geholfen werden 
soll, kann es dazu kommen, dass sich jeder Nicht-Arme auf die Zahlungen der jeweils ande-
ren Nicht-Armen verlässt, obwohl er in einer Abstimmung für Zahlungen aller Nicht-Armen 
stimmen würde. Zwangszahlungen (und damit eine Art von Versicherung für den Fall des 
Eintretens von unverschuldeter Armut) sind ein Ausweg aus einer solchen Situation. Sie kön-
nen allerdings mit dem Eintritt eines Samaritan’s-Dilemma verbunden sein: Wer Hilfe in der 
Not erwarten kann, hat einen Anreiz, auf bestehende Versicherungsmöglichkeiten zu verzich-
ten. 
 
Alle vorstehend aufgeführten Argumente bezogen sich auf staatliche Maßnahmen zur Erzeu-
gung von mehr Sicherheit durch das Schaffen von Versicherungsmöglichkeiten im weitesten 
Sinn. Deshalb soll mit Blick auf die erste Gruppe von funktionsorientierten Hypothesen zu-
sammenfassend von einer „Versicherungsförderungsfunktion“ gesprochen werden. 
 
Die zweite Gruppe von funktionsorientierten Hypothesen verweist auf Formen des Markt-
versagens, die sich nicht direkt auf Versicherungsmärkte beziehen. So betont SINN (1998 b, S. 
20 f.), dass Sozialpolitik die Wagnisbereitschaft der Menschen erhöhe und somit als produkti-
ver Faktor angesehen werden könnte, welcher (in Grenzen) das Wachstum beschleunigen 
könne, und OTT (2000, S. 191 ff.) betont, dass Sozialpolitik wichtig für die Herausbildung 
eines optimalen Bestandes an Humankapital sei. Auch für solche Hypothesen gibt es mit der 
sog. „Assekuranztheorie des Staates“ allerdings bereits Vorläufer in der älteren Literatur 
(ROLF et al., 1988, S. 15 f.). Das hier angesprochene Ziel soll „Wachstumsförderungsfunkti-
on“ genannt werden. Anders als beim Ziel der Versicherungsförderung, bei dem vielfach 
auch distributive Überlegungen ein fühlbares Gewicht haben, ist das Wachstumsförderungs-
ziel überwiegend allokativer Natur.  
 
1.3 LEHREN AUS DER ERFAHRUNG: DIE SICHT VON NATURWISSENSCHAFTLERN UND 
HISTORIKERN 
 
Wie vertragen sich die vorstehenden Hypothesen über die Entstehung von Systemen der sozi-
alen Sicherung mit den Ergebnissen naturwissenschaftlicher Verhaltensforschungen und ge-
schichtswissenschaftlichen Erkenntnissen? 
 
(1) Hinsichtlich des Moral-sentiment-Motivs kann man auf folgendes verweisen:  
 
* In der Ethologie wird darauf hingewiesen, dass man bei Primaten (also nicht nur bei 
Menschen, sondern auch schon bei Menschenaffen) zwei miteinander verbundene 
Triebe beobachten und als genetisch programmiert betrachten könne (EIBL-EIBESFELD, 
1997, S. 482 ff.): eine friedensstiftende Wegnahmehemmung (also eine Eigentums-
vorstellung) und eine aus dem sog. Brutpflegefüttern entwickelte Tendenz, anderen 
etwas abzugeben, wenn sie signalisieren, dass sie das Eigentum des Gebenden grund-
sätzlich respektieren. Diese zweite Tendenz entspricht dem Moral-sentiment-Motiv. 
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Betteln durch Handaufhalten sei bei Primaten – so EIBL-EIBESFELD (ebenda) – zum 
Instrument dafür geworden, Friedfertigkeit und Respekt vor dem Eigentum zu doku-
mentieren und gleichzeitig das Moral-sentiment-Motiv zu aktivieren. Die Kombinati-
on von Wegnahmehemmung und Teilungsbereitschaft habe beim Menschen zu einer 
Tendenz zum Austausch (Handel) geführt, die verschiedene Dimensionen annehmen 
könne: wechselseitig egoistischer Gütertausch, Eintausch friedlichen Verhaltens durch 
das Anbieten von Geschenken und Bindung Rangniedrigerer an Ranghöhere (d.h. Ein-
tausch von Unterstützung) durch Anteile an der Jagdbeute, welche letztere ersteren 
überlassen. 
* Diese Erkenntnisse werden auch von den Forschungsergebnissen der Soziobiologie 
gestützt (WILSON, 1976, S. 120 f. und 551 ff.). 
* Anthropologen wie HARRIS (1995, S. 21 ff.) weisen zudem darauf hin, dass man sogar 
die Entstehung von Staaten auf die eben geschilderten Triebe zurückführen könne: In 
nahezu allen primitiven Gesellschaften ließen sich „große Männer“ beobachten, die 
andere über Geschenke an sich binden und so über die Bildung von Banden Herr-
schaftsstrukturen entwickelten. 
* FRANK (1992) macht außerdem darauf aufmerksam, dass „moralisches Verhalten“ un-
ter bestimmten Umständen den Charakter eines Instruments zur Lösung ökonomischer 
Probleme erhalten könne, welche krasse Egoisten untereinander nicht lösen könnten. 
Dies habe zur Folge, dass die Befriedigung des Moral-sentiment-Motiv zu individuel-
len Selektionsvorteilen führe. Dies sei eine Selektionstheorie, die – anders als die 
Theorie der Selektionsvorteile für moralisch agierende Gruppen – gut mit den For-
schungsergebnissen der Biologie vereinbar sei. Im gleichen Sinn betont auch RIDLEY 
(1996), dass es sich vielfach in einem egoistischen Sinne lohne, „gut“ zu sein. 
 
Insgesamt legen die naturwissenschaftlichen Forschungsergebnisse somit die ökonomisch 
höchst bemerkenswerte These nahe, dass das Entstehen von Märkten für wechselseitig 
egoistische Tauschhandlungen und die Bereitschaft zum solidarischen Teilen die gleichen 
Wurzeln im genetischen Programm von Menschen haben: (1) das Streben, einmal Erober-
tes dauerhaft für die eigene Nutzung zu reservieren und andere davon zu exkludieren, (2) 
die Fähigkeit, den Besitz anderer zur Erwirtschaftung einer „Friedensdividende“ als Ei-
gentum anzuerkennen und – hierauf aufbauend – nützliche Tauschhandlungen zu organi-
sieren, (3) die Bereitschaft, andere Gruppenmitglieder in der Hoffnung auf eine irgend-
wann von der Gruppe zu erbringende Gegenleistung und als Ausfluss von Sympathie zu 
unterstützen, (4) das Streben, sich in der Gruppe durch soziales Handeln Ansehen zu ver-
schaffen, und – nimmt man religiöse Vorstellungen hinzu – (5) den Versuch, sich durch 
Mildtätigkeit auf Erden Seelenheil im Jenseits zu erkaufen. 
 
Auch das, was von Historikern berichtet wird, die sich mit der Entwicklung sozialpoliti-
scher Einrichtungen befasst haben, passt zu der These, dass das Moral-sentiment-Motiv 
eine Konstante menschlichen Verhaltens ist. Berichte über frühe sozialpolitische Maß-
nahmen und Einrichtungen findet man z.B. bei FRERICH/FREY (1996 a, S. 1 ff.), ROSCHER 
(1894, S. 67 ff.) und ZWIEDINECK-SÜDENHORST (1911, S. 67 ff.). Es geht dabei vor allem 
um den Alten Orient, Israel, das antike Griechenland, das antike Rom, das frühe Christen-
tum und die germanischen Völker. Es ist allerdings nicht entscheidbar, ob bzw. inwieweit 
diese Maßnahmen allein dem Moral-sentiment-Motiv zuzurechnen sind. In heutiger Zeit 
sind jedoch Versuche unternommen worden, die sog. Ethical-voter-Hypothese zu testen 
(Nachweise bei VOLKERT, 1999, S. 105). Dabei hat sich gezeigt, dass ein fürsorgliches 
Verhalten Benachteiligten gegenüber nicht nur bei den dadurch Begünstigten auf eine po-
sitive Resonanz stößt, sondern bei breiten Wählerschichten. Auch die überwältigende 
Hilfsbereitschaft, die man bei Katastrophenfällen beobachten kann, und das selbstlose 
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Verhalten von Soldaten bei der Bergung verletzter Kameraden oder von Feuerwehrleuten 
und Polizisten in gefährlichen Einsätzen sprechen eindeutig für die Relevanz des Moral-
sentiment-Motivs. Wenn man in der ökonomischen Literatur gleichwohl eine gewisse Zu-
rückhaltung beim Rekurrieren auf dieses Motiv beobachten kann, so hat das vor allem me-
thodische Gründe: Man will die Zahl der Motive, auf die man sich stützt, ebenso wie die 
Zahl der Begriffe möglichst klein halten (Stichwort: Ockham’s razor), und man fühlt sich 
auf sichererem Grund, wenn man menschliche Handlungen auf ihre Eigenliebe zurückfüh-
ren kann.6 Diese an sich gesunde methodische Zurückhaltung muss jedoch aufgegeben 
werden, wenn es – wie sich noch zeigen wird – zum Verständnis von Entwicklungen er-
forderlich wird, auch auf das Moral-sentiment-Motiv zurückzugreifen.  
 
(2) Zum empirischen Nachweis der Bedeutung des Herrschaftssicherungsmotivs lassen sich 
neben einem naturwissenschaftlichen Hinweis verständlicherweise vor allem historische 
Quellen heranziehen: 
 
* Der naturwissenschaftliche Hinweis wurde oben schon angeführt: Ranghöhere versu-
chen über Geschenke Rangniedrigere an sich zu binden und so Herrschaftsstrukturen 
zu bilden.  
* Historische Belege für den Einsatz der Sozialpolitik zur Herrschaftssicherung werden 
schon in der frühen sozialpolitischen Literatur referiert, so z.B. bei ZWIEDINECK-
SÜDENHORST (1911, S. 67 ff.) und sogar schon bei ROSCHER (1894, S. 67 ff.). Beson-
ders markante Beispiele sind die Sozialgesetzgebung HAMMURAPIs (1728 – 1686 
v.Chr.) sowie der Kauf von Wahlstimmen der Proletarier im antiken Griechenland und 
antiken Rom. HAMMURAPI hatte aufgrund seiner erfolgreichen Eroberungspolitik ei-
nen Vielvölkerstaat mit erheblichen inneren Spannungen aufgebaut. Um dieser Herr 
zu werden, trieb er über seine Sozialgesetzgebung bewusst eine Politik der inneren 
Befriedung, die allen Bürgern die Vorteilhaftigkeit der Zugehörigkeit zu seinem Reich 
verdeutlichen sollte (KLENGEL, 1999, S. 62). Das Wort „Proletarier“ stammt von der 
lateinischen Bezeichnung „proles“ für Bürger ab, die nur noch in ihrer Eigenschaft als 
„Nachkommen“ von Vollbürgern über ein Stimmrecht verfügten, nicht mehr jedoch 
als Bodeneigentümer. Zu ihren Gunsten wurden in den antiken Demokratien wieder-
holt sozialpolitische Maßnahmen durchgeführt. Am bekanntesten ist die Politik des 
„Panem et circenses“ in der Folge der Aufstände zur Zeit der Gracchen (also seit dem 
2. Jahrhundert v. Chr.). 
* Der wohl bekannteste Beleg für die Relevanz des Herrschaftssicherungsmotivs ist die 
BISMARCKsche Einführung der Sozialversicherung in Deutschland. LORENZ VON 
STEIN (1855) hatte wie gesagt die Idee vom „sozialen Königtum“ entwickelt, d.h. von 
einem Staat, der allen Klassen etwas bietet. Es ist erwiesen, dass die Grundidee dieses 
sozialen Königtums in HERMANN WAGENER einen entschiedenen Anhänger fand, der 
zu den wichtigsten sozialpolitischen Ideengebern BISMARCKs gehörte (SAILE, 1958). 
BISMARCK wollte – so erläutert der DEUTSCHE BUNDESTAG (1996, S. 183 f.) in einem 
historischen Rückblick – „in der großen Masse der Besitzlosen die konservative Ge-
sinnung [...] erzeugen, welche das Gefühl der Pensionierung mit sich bringt“. Auch 
besteht Einigkeit unter den Historikern, dass die Sozialgesetzgebung in Deutschland 
im Sinne einer Politik, die mit „Zuckerbrot und Peitsche“ arbeitet, im Zusammenhang 
mit dem sog. „Sozialistengesetzen“ gesehen werden muss, mit denen sozialdemokrati-
sche Organisationen bekämpft wurden: 
 
                                               
6 Literatur hierzu bei GROSSEKETTLER (2002, S. 54). 
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„Die Zeitgenossen haben jedenfalls einen engen Zusammenhang zwischen 
Sozialistengesetz und Arbeiterversicherungsgesetzen gesehen. So ist die 
ursprünglich sehr scharfe Ablehnung der Sozialversicherung als Ausdruck 
einer Politik von ‚Zuckerbrot und Peitsche? durch die Sozialdemokratie in 
den 1880er Jahren nicht zuletzt dadurch zu erklären.“ (RITTER, 1997, S. 
692 f., mit weiteren Nachweisen.) 
 
LAMPERT (1998, S. 42 ff.) sowie CRAIG (1999, S. 176 f.) und andere Historiker beto-
nen freilich, dass es falsch wäre, die Sozialversicherungsgesetze ausschließlich auf das 
Herrschaftssicherungsmotiv zurückzuführen. Man müsse vielmehr eine Mischung des 
Moral-sentiment-Motiv und des Herrschaftssicherungsmotivs annehmen. 
 
* Auch die englische Geschichte kann als Beleg für die Relevanz des Herrschaftssiche-
rungsmotivs herangezogen werden. Dies wird deutlich, wenn man fragt, warum Sozi-
alversicherungsleistungen im damals wirtschaftlich weiterentwickelten Großbritannien 
erst so viel später als in Deutschland (und mit Blick auf das deutsche Vorbild) einge-
führt wurden. Die von Historikern gegebene Antwort lautet: weil es in England – an-
ders als in Deutschland – an einer Arbeiterbewegung fehlte, die als systemgefährdend 
angesehen wurde (RITTER, 1983, S. 77). Zudem ist es wohl bezeichnend, dass Mängel 
in der Verteidigungsbereitschaft des Empire, die der Burenkrieg (1899 – 1902) sicht-
bar gemacht hatte, dazu führten, dass quer durch alle englischen Parteien nach einer 
Modernisierung des Landes gerufen wurde und dass Maßnahmen zur Verbesserung 
der Gesundheit, Erziehung und sozialen Sicherung der Arbeiterschaft immer auch als 
Voraussetzungen für eine bessere Verteidigung des Empire angesehen wurden (RIT-
TER, 1983, S. 82 f.) 
 
(3) Für die Relevanz der Versicherungsförderungs- und der Wachstumsförderungsfunktionen 
gibt es weder im naturwissenschaftlichen Schrifttum noch in den historischen Quellen ei-
nen überzeugenden Beleg. 
 
Naturwissenschaftlich müsste mit soziobiologischen Untersuchungen oder solchen der 
vergleichenden Verhaltensforschung gezeigt werden können, dass die Existenz von Ver-
besserungsmöglichkeiten im Bereich von Versicherungsmärkten oder Wachstumsprozes-
sen dazu führt, dass diese Möglichkeiten – analog zu den Innovations- und Imitationspro-
zessen auf Gütermärkten – ausgeschöpft werden. Dies ist nicht selbstverständlich, weil es 
sich bei diesen Verbesserungsmöglichkeiten nicht um solche handelt, die ein einzelner 
Mensch für sich realisieren kann, sondern weil ein kollektiver Willensbildungsprozess er-
forderlich ist, der eine Einsicht in nicht triviale Zusammenhänge voraussetzt. Dass ent-
sprechende Verbesserungen gleichwohl eingeführt werden und sich ausbreiten, ist im phi-
losophischen, politologischen, soziologischen und zum Teil auch ökonomischen Schrift-
tum zwar gelegentlich behauptet, nach Kenntnis des Verfassers aber (noch) nicht mit na-
turwissenschaftlichen Methoden untersucht worden.7 
 
                                               
7 Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Dass individuell vorteilhafte Verhaltensweisen via trial and 
error gefunden werden können und systematisch imitiert werden, ist bereits in der Primatenforschung un-
bestritten und kann z.B. bei Schimpansen zu regional unterschiedlichen „Kulturen“ führen (DE WAAL, 2002). 
Bei den Versicherungs- und Wachstumsförderungsfunktionen geht es aber um Organisationsverbesserungen, 
die nur kollektiv realisiert werden können. Hierzu sind dem Verfasser wie gesagt keine naturwissenschaftichen 
Untersuchungen bekannt. Möglicherweise finden sich jedoch Hinweise in einem „Handbook on the Econo-
mics of Giving, Reciprocity and Altruism“, das 2003 erscheinen soll (GERARD-VARET/KOLM/MERCIER 
YTHIER, i.E.). 
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Auch in den historischen Quellen, die dem Verfasser bekannt sind, gibt es keinen Hinweis 
darauf, dass die Versicherungs- und/oder Wachstumsförderungsfunktionen als solche zu 
sozialpolitischen Initiativen geführt hätten. Man findet in der Versicherungsgeschichte 
Hinweise auf sozialversicherungsähnliche Funktionen in Gilden bzw. Zünften (SCHEWE, 
2000, z.B. S. 133 – 136), und es gibt Klagen darüber, dass Verbesserungsmöglichkeiten 
für solche Einrichtungen nicht genutzt werden. Bei ZWIEDINECK-SÜDENHORST (1911, S. 
386 ff.) wird z.B. berichtet, dass auf freiwilliger Basis gegründete Kranken- und Unter-
stützungskassen mit einem lokalen Einzugsbereich oft an einem unprofessionellen Mana-
gement und daran scheiterten, dass sie – weil zu klein – das Gesetz der großen Zahl nicht 
ausnutzen konnten (ähnlich auch NIPPERDEY, 1998, S. 339 f.; RITTER, 1989, S. 86 f.). 
Dass solche Einrichtungen zu klein waren, um sich ein professionelles Management leis-
ten und das Gesetz der großen Zahl ausnutzen zu können, lag vermutlich daran, dass Ten-
denzen zu Adverse selection und Moral hazard nur auf der Ortsebene im Zaum gehalten 
werden konnten, weil dort jeder jeden kannte und sozialer Zwang funktionell wirksam 
wurde. Es gibt also Indizien für solche Formen des Marktversagens, nicht jedoch dafür, 
dass allein hieraus ein Antrieb zur Schaffung eines Systems der sozialen Sicherung resul-
tierte.  
 
Insgesamt kann man somit sagen, dass es empirische Belege dafür gibt, dass sowohl das Mo-
ral-sentiment-Motiv als auch das Herrschaftssicherungsmotiv jeweils alleine oder gemeinsam 
zu sozialpolitischen Initiativen geführt haben. Möglichkeiten zur Versicherungs- und/oder 
Wachstumsförderung, wie sie Ökonomen besonders einleuchten, waren nie Auslöser solcher 
Initiativen; sie können von Sozialpolitikern allenfalls zur argumentativen Unterstützung ihrer 
Zielsetzungen herangezogen werden. Wer die historische Entwicklung von Systemen der so-
zialen Sicherung erklären und Informationen zu ihrer politischen Gestaltung liefern will, soll-
te sich also auf das Moral-sentiment-Motiv und das Herrschaftssicherungsmotiv konzentrie-
ren. Im nächsten Abschnitt soll gezeigt werden, dass aus dem Zusammenspiel dieser beiden 
Motive logisch ein ganz bestimmtes Wachstumsmuster resultiert und dass dieses Muster auch 
tatsächlich empirisch beobachtbar ist. 
 
2. SOZIALVERSICHERUNG IN DER MODERNE 
2.1 STILISIERTE FAKTEN DES WACHSTUMSMUSTERS UND TRIEBKRÄFTE DER ENTWICKLUNG: 
DIE SICHT DER ÖKONOMISCHEN THEORIE DER POLITIK 
 
Sieht man von den großen Unterschieden in den Entstehungsformen von Systemen der sozia-
len Sicherung in modernen Staaten ab, kann man sagen, dass diese Systeme in allen Staaten 
eine Drei-Phasen-Entwicklung durchlaufen haben: Auf eine Frühphase der Gründung und 
Komplettierung in Bezug auf die versicherten Risikoarten folgt eine Expansionsphase, in 
welcher der Anteil des Sozialbudgets eines Landes am BIP im Zuge der Ausweitung von 
Leistungen und erfassten Bevölkerungskreisen deutlich wächst, und eine Stagnationsphase, in 
der sich verstärkt Finanzierungsprobleme ergeben.8 
 
Wie Tabelle  1 zeigt, wurde die Frühphase in wichtigen Industriestaaten erst nach dem Zwei-
ten Weltkrieg abgeschlossen. Wesentliche Veränderungen sind aus Tabelle 1 allerdings nicht 
ersichtlich. So erfolgte in Deutschland 1957 z.B. eine Dynamisierung des Rentenversiche-
rungssystems (Verknüpfung mit der Lohnentwicklung) und der Übergang von der Kapitalde-
ckung zum Umlageverfahren. Außerdem wurde das System der sozialen Unfall-, Kranken-, 
                                               
8 THE WORLD BANK (1994, S. 315 ff.) unterscheidet die gleichen Phasen speziell mit Blick auf die 
Alterssicherungssysteme und differenziert dabei nach phasentypischen Beitragssätzen und impliziten 
Renditen.  
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Renten- und Arbeitslosenversicherungen 1994 durch eine „fünfte Säule“ ergänzt, die Pflege-
versicherung. Es ist unmöglich, im Rahmen eines Überblicksaufsatzes auf die Besonderheiten 
der verschiedenen nationalen Sozialversicherungssysteme einzugehen. Da in der Phasenent-
wicklung aber internationale Gemeinsamkeiten sichtbar werden, soll hierauf am Beispiel der 
Entwicklung in Deutschland während der Jahre 1960 - 2000 näher eingegangen werden.  
 
Das Beispiel Deutschland bietet sich zum einen aus rein statistischen Gründen an: Deutsch-
land kann aufgrund des Alters seines Systems der sozialen Sicherung als ein „reifer“ Wohl-
fahrtsstaat bezeichnet werden. Außerdem werden spätere Vergleiche sichtbar machen, dass 
das Leistungsniveau im Vergleich zu anderen Staaten – absolut gesehen – als hoch bezeichnet 
werden kann.9 Gleichzeitig macht ein Vergleich mit anderen Wohlfahrtsstaaten und deren 
Sozialleistungen deutlich, dass Deutschlands Sozialausgaben pro Kopf im Verhältnis zum 
BIP pro Kopf vor dem Hintergrund internationaler Erfahrungen als normal qualifiziert werden 
können (ALBER, 1999, S. 44 – 49): Bei internationalen Wohlfahrtsstaatsvergleichen gilt 
Deutschland als ein „ ‚mittlerer Typ? zwischen den staatszentrierten, aufwändigen skandina-
vischen Wohlfahrtsstaaten einerseits und den auf private Initiative setzende kärglichen angel-
sächsischen Sozialstaaten andererseits“ (ALBER, 1999, S. 62). Dies alles spricht dafür, dass 
dieses Beispiel keinen exzentrischen Spezialfall beschreibt. Hinzu kommt – und das ist für die 
Analyse von Entwicklungsmustern natürlich aus rein technischen Gründen besonders wich-
tig –, dass statistische Reihen verfügbar sind, die weiter als bei den meisten anderen Staaten 
in die Vergangenheit zurückreichen. Außerdem sprechen zwei weitere Umstände für die 
Auswahl dieses Beispielfalles: Zum einen sind in Deutschland im Betrachtungszeitraum in 
Bezug auf die Sozialleistungen – ebenso wie in vielen anderen hoch entwickelten Industrie-
staaten – eine Expansions- und eine Stagnationsphase beobachtbar;10 zum anderen trat mit der 
Wiedervereinigung 1990 aber außerdem ein Ereignis hinzu, das als „social disturbance“ im 
Sinne von PEACOCK/WISEMAN (1961) gewertet werden kann. Es wird sich zeigen, dass man 
vor dem Hintergrund dieser Umstände Zusammenhänge demonstrieren kann, die vermutlich 
allgemeine Gültigkeit beanspruchen dürfen, und dass die Erklärung der Entwicklung der So-
zialleistungsquote charakteristische Unterschiede und Gemeinsamkeiten mit der Erklärung 
der Staatsquotenentwicklung durch PEACOCK/WISEMAN (1961) aufweist. Auf neuere Ent-
wicklungen in anderen Ländern wird im nächsten Kapitel eingegangen. 
 
Die Jahre von 1960 - 1989 können in Deutschland ebenso wie in den anderen wichtigen In-
dustriestaaten als ein Zeitraum angesehen werden, in dem es – von den beiden Erdölkrisen 
einmal abgesehen – keine dominierenden exogenen Schocks gab und in dem die Entwicklung 
deshalb überwiegend von endogenen Kräften vorangetrieben wurde. Diese Periode kann des-
halb als Phase einer (überwiegend) endogenen Entwicklung bezeichnet werden. Im Folgenden 
wird davon ausgegangen, dass die Entwicklung der Sozialausgaben durch ein Zusammenspiel 
von exogenen Schocks und dauerhaft wirksamen endogenen Kräften bestimmt wird. Geht 
man von einer solchen Basishypothese aus, liegt es nahe, Phasen einer endogenen Entwick-
lung besonders sorgfältig zu untersuchen, weil hier die dauerhaft wirksamen Kräfte sichtbar 
werden müssten. Die Phase der endogenen Entwicklung von 1960 – 1989 lässt sich nun in 
stilisierter Darstellungsweise in zwei Teilphasen unterteilen, die durch eine Strukturbruchpha-
                                               
9  Bei Vergleichen der Sozialausgaben in Relation zum BIP belegt Deutschland meist einen der ersten fünf Plät-
ze. Die folgenden Zahlen für Deutschland entstammen Vergleichen von 23 OECD-Ländern, die WAGSCHAL 
(2000, S. 40) für die Jahre 1950, 1980 und 1995 vorgelegt hat (in Klammern jeweils der Durchschnittswert der 
verglichenen Länder): 14,8 v.H. (8,1 v.H.)/25,7 v.H. (19,1 v.H.)/29,6 v.H. (23,7 v.H.). Die internationalen 
Werte streuten 1950 zwischen 3,5 v.H. (Japan) und 14,8 v.H. (Deutschland), 1980 zwischen 10 v.H. (Japan) 
und 29,8 v.H. (Schweden) und 1995 zwischen 14,1 v.H. (Japan) und 33,4 (Schweden). 
10 Sozialpolitische Expansions- und Stagnationsphasen traten in diesem Zeitraum nur in den entwickelten Indust-
riestaaten auf, nicht aber in Ländern wie Griechenland, Portugal, Spanien, in denen die Frühphase der Grün-
dung und Komplettierung von Systemen der sozialen Sicherung noch nicht abgeschlossen war. 
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se (1977 – 1980) verbunden sind, in der sich auch die Erdölkrisen niedergeschlagen haben. 
Die erste Teilphase kann in sozialpolitischer Hinsicht als „Phase des rapiden Quotenwachs-
tums“ bezeichnet werden und dauerte von 1961 – 1976;11 die zweite Phase ist die einer 
„Stagnation und Teilrückbildung“ und erstreckt sich von 1981 – 1989.12 Diese Phasen sind in 
Abbildung 1 dargestellt.  
 
Die Phase des rapiden Quotenwachstums ist dadurch gekennzeichnet,  
 
* dass sich die Wachstumsraten der Sozialausgaben und des BIP gleichsam auf einer Hoch-
ebene bewegen (der Mittelwert der Wachstumsraten der Sozialausgaben liegt über 11 
v.H., der Mittelwert der Wachstumsraten des BIP bei fast 9 v.H.), 
* dass die Wachstumsrate der Sozialausgaben oberhalb der Wachstumsrate des BIP liegt (so 
dass die Sozialleistungsquote steigt),  
* dass die beiden Wachstumsraten — wenn auch nur auf geringem Signifikanzniveau — 
positiv korreliert sind (der Korrelationskoeffizient beträgt rund 0,31) und  
* dass die Arbeitslosenquote verhältnismäßig niedrig ist (nahezu stets unter 4 v.H.). 
 
Für die Phase der Stagnation und Teilrückbildung gilt dagegen,  
 
* dass sich die Wachstumsraten der Sozialausgaben und des BIP gleichsam auf einer Tief-
ebene bewegen (der Mittelwert der Wachstumsraten der Sozialausgaben liegt bei 4, derje-
nigen des BIP etwas unter 5 v.H.), 
* dass die Wachstumsrate der Sozialausgaben in der Regel niedriger als die des BIP ist (so 
dass die Sozialleistungsquote sinkt),  
* dass die beiden Wachstumsraten — wiederum auf niedrigem Signifikanzniveau — nega-
tiv miteinander korreliert sind (der Korrelationskoeffizient beträgt rund –0,24) und  
* dass die Arbeitslosenquote relativ hoch ist (sie bewegt sich meist über 8 %). 
 
Diese stilisierte Entwicklung, die — wie gleich noch verdeutlicht werden wird — formal dem 
Bild ähnelt, das PEACOCK/WISEMAN (1961) von der Staatsquotenentwicklung in Großbritan-
nien gezeichnet haben, gilt es nun zu erklären.13 Dabei kann man zum einen von den Entste- 
                                               
11 Auch wenn dies hier nicht statistisch belegt ist, kann man feststellen, dass das Quotenwachstum bei vielen 
Ländern direkt nach dem Krieg begann. Dies hing natürlich mit den Kriegsfolgelasten zusammen. In der inter-
nationalen Literatur zur Sozialen Sicherung werden die drei Dekaden nach dem Kriegsende gerne als „the gol-
den area of social policy“ bezeichnet. Vgl. z.B. PEARSON/SCHEERER (1997, S.6). 
12 Zur Unterscheidung einer Phase des rapiden Quotenwachstums und einer Phase der Stagnation und Teilrück-
bildung vgl. auch SNOWER (2000, S. 39). 
13 PEACOCK/WISEMAN (1961) haben zur Erklärung des WAGNERschen Gesetzes der steigenden Staatsquote die 
sogenannte „Hypothese von displacement effect“ entwickelt. Danach fällt in Krisenzeiten wie etwa den Welt-
kriegen der Steuerwiderstand der Bevölkerung, was Politiker in die Lage versetzt, die Staatsquote zu erhöhen. 
Nach Bewältigung der Krise führt ein Gewöhnungseffekt dazu, dass sich die Quote nicht auf das Vorkrisenni-
veau zurückbildet, so dass es zu einer Niveauverschiebung kommt, dem Displacement effect. Die Theorie vom 
Displacement effect wurde vor dem Hintergrund der Staatsquotenentwicklung in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts entwickelt und wird heute als nicht hinreichend angesehen. Zu modernen Theorien zur Erklärung 
des WAGNERschen Gesetzes (das sich rein empirisch bewährt hat, auf das hier aber nicht näher eingegangen 
werden kann und muss) vgl. GWARTNEY/HOLCOMBE/LAWSON (1989), HOLSEY/BORCHERDING (1997), 
KLEINMANN (1985), TANZI/SCHUKNECHT (1997) und THEURL (1990) sowie die dort genannte Spezialliteratur. 
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Abbildung 1: Wachstumscharakteristika der Sozialausgaben in Deutschland 
 
1a)  Muster des Wachstums der Sozialausgaben (    ) und des BIP (   ) sowie der 
Entwicklung der Arbeitslosenquote (      )* 
 
 
 
1b)  Entwicklung der Sozialleistungsquote (  ) und Verlauf der aus der 
Niveauverschiebung resultierenden Stützgeraden (    ) 
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* Die Kennziffern zu diesen Mustern befinden sich in Tabelle 2 (S. 13). 
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Tabelle 2: Kennziffern zur Entwicklung des deutschen Sozialbudgets1 
 
  Sozialbudget Bruttoinlands- produkt3) 
Arbeitslosen-
quote 
 
 
 
Jahr  
Mrd. DM 
 
Veränderung  
in % 
Sozialleis-
tungsquote2) 
3) 
 
Pro Kopf 
in DM 
 
Mrd. DM 
 
Veränderung  
in % 
 
in % 
 1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
1989 
1990 
1991 
1992 
1993 
1994 
1995 
1996 
1997p 
1998p 
1999p 
65,3 
72,6 
80,2 
86,4 
95,1 
105,9 
116,9 
127,1 
136,8 
151,6 
174,8 
200,2 
227,3 
257,2 
296,5 
341,4 
366,5 
389,6 
410,3 
435,5 
471,3 
504,2 
521,4 
530,5 
548,9 
570,1 
597,8 
623,9 
651,1 
668,9 
725,9 
875,6 
989,4 
1048,6 
1097,4 
1167,9 
1224,2 
1236,8 
1265,1 
1306,6 
 
11,2 
10,5 
7,7 
10,1 
11,3 
10,4 
8,7 
7,7 
10,8 
15,4 
14,5 
13,5 
13,2 
15,3 
15,2 
7,4 
6,3 
5,3 
6,2 
8,2 
7,0 
3,4 
1,8 
3,5 
3,9 
4,9 
4,4 
4,4 
2,7 
. 
. 
13,0 
6,0 
4,7 
6,4 
4,8 
1,0 
2,3 
3,3 
21,6 
21,9 
22,2 
22,6 
22,6 
23,1 
23,9 
25,7 
25,7 
25,4 
25,9 
26,7 
27,6 
28,0 
30,1 
33,3 
32,7 
32,6 
32,0 
31,4 
32,0 
32,9 
32,8 
31,8 
31,3 
31,3 
31,1 
31,3 
31,1 
30,1 
28,8 
29,8 
31,4 
32,4 
32,3 
33,2 
34,1 
33,7 
33,4 
33,7 
1177 
1292 
1411 
1506 
1641 
1807 
1977 
2143 
2299 
2523 
2883 
3266 
3685 
4149 
4777 
5521 
5956 
6345 
6690 
7098 
7654 
8174 
8459 
8637 
8972 
9342 
9790 
10215 
10597 
10778 
. 
10947 
12276 
12917 
13479 
14302 
14949 
15073 
15423 
15917 
302,7 
331,7 
360,8 
382,4 
420,2 
459,2 
488,2 
494,4 
533,3 
597,0 
675,1 
749,5 
823,1 
917,3 
983,8 
1026,0 
1120,3 
1195,0 
1283,4 
1388,4 
1471,5 
1534,8 
1588,1 
1668,5 
1750,9 
1823,2 
1925,3 
1990,5 
2096,0 
2224,4 
2522,8 
2938,0 
3155,2 
3235,4 
3394,4 
3523,0 
3586,5 
3666,5 
3784,4 
3877,2 
 
9,6 
8,8 
6,0 
9,9 
9,3 
6,3 
1,3 
7,9 
11,9 
13,1 
11,0 
9,8 
11,4 
7,3 
4,3 
9,2 
6,7 
7,4 
8,2 
6,0 
4,3 
3,5 
5,1 
4,9 
4,1 
5,6 
3,4 
5,3 
6,1 
. 
. 
7,4 
2,5 
4,9 
3,8 
1,8 
2,2 
3,2 
2,5 
1,3 
0,8 
0,7 
0,8 
0,8 
0,7 
0,7 
2,1 
1,5 
0,9 
0,7 
0,8 
1,1 
1,2 
2,6 
4,7 
4,6 
4,5 
4,3 
3,8 
3,8 
5,5 
7,5 
9,1 
9,1 
9,3 
9,0 
8,9 
8,7 
7,9 
7,2 
7,3 
8,5 
9,8 
10,6 
10,4 
11,5 
12,7 
12,3 
11,7 
 1)  Bis 1989 nur West-Deutschland; ab 1990 (2. Halbjahr) einschließlich neue Bundesländer. Angaben ab 1990 
nur eingeschränkt mit den Vorjahren vergleichbar. p = vorläufiger Wert. 
2)  Sozialleistungen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent. 
3)  BIP ab 1991 nach neuem ESVG 1995 berechnet; daher ist die absolute Höhe der Sozialleistungsquote ab 
1991 nur bedingt mit den Vorjahren vergleichbar. 
 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Sozialbudget 1999, Tabelle  I-1; Statistisches Ta-
schenbuch 2000, Arbeits- und Sozialstatistik, Tabelle 2.10. Im Internet verfügbar unter: 
http://~/broschueren/a230.pdf http://~/stat2000/stat2000.zip 
 
 
 14
hungshypothesen der Sozialpolitik und ihrer Verankerung im Kostüm der menschlichen Dis-
positionen ausgehen und zum anderen von einer Einflussgröße, die zwar nicht aus der Sicht 
ganzer Volkswirtschaften als exogen anzusehen ist, wohl aber aus der Sicht des sozialpoliti-
schen Systems im engeren Sinn. Diese Einflussgröße ist ein Wachstumszyklus, der mögli-
cherweise als Fortsetzung des Kondratieffzyklus betrachtet werden kann. Er findet in der zu 
analysierenden Phase der endogenen Entwicklung seine Ausprägung darin, dass es eine Hoch- 
und eine Niedrigwachstumsphase gibt. Grundsätzlich gilt, dass der Wachstumszyklus und die 
Sozialpolitik interdependent sind; der Einfluss des Wachstumszyklus auf die Sozialpolitik ist 
aber ungleich stärker als der umgekehrte Einfluss.14 
 
Ausgangspunkt aller Überlegungen ist die — wie gezeigt empirisch relativ gut bewährte — 
Public-choice-Hypothese, dass sozialpolitische Maßnahmen in einer Demokratie permanent 
sowohl dem Moral-sentiment-Motiv auf der Seite der politiknachfragenden Wähler entspre-
chen als auch dem Herrschaftssicherungsinteresse der Politikanbieter und besonders der je-
weiligen Regierungen. Bei den Wählern spielen hier nicht etwa nur die unmittelbar Begüns-
tigten eine Rolle, sondern — und dies vor allem in Zeiten hoher Wachstumsraten und guter 
Zukunftsaussichten — weit darüber hinaus reichende „ethisch eingestellte Kreise“. Die Herr-
schenden sind in der Demokratie ständig in der Gefahr, abgewählt zu werden. Deshalb neigen 
sie permanent zum Einsatz des Herrschaftssicherungsinstruments „Sozialpolitik“. Diese Nei-
gung wird dadurch verstärkt, dass ein Eingehen auf sozialpolitische Wünsche kurzfristige 
Stimmengewinne verspricht, während Zurückhaltung mit dem Ziel einer Verbesserung der 
Wachstumsbedingungen nur langfristig wirkt und deshalb eher bestraft wird (ähnlich 
ZIMMERMANN, 1996, S. 5). Fazit 1: In der Demokratie gibt es ständig und vor allem in „gu-
ten“ Zeiten eine politische Nachfrage nach sozialpolitischen Maßnahmen und ein Interesse 
der Politikanbieter, dieser Nachfrage gerecht zu werden. 
 
Ein zweites Erklärungselement dauerhafter Natur ergibt sich aus einer charakteristischen Ei-
genart vieler sozialpolitischer Probleme und den daraus resultierenden politischen Verhaltens-
tendenzen. Die charakteristische Eigenart besteht darin, dass viele sozialpolitische Maßnah-
men aus der Sicht von Politikern einem kreditfinanzierten langlebigen Investitionsgut glei-
chen, dessen politischer Nutzen (der Zuspruch der Wähler) in der gegenwärtigen Legislatur-
periode anfällt, während der politische Schaden (das Heranreifen der Erkenntnis, dass sozial-
politische Maßnahmen auch finanziert werden müssen und somit Lasten wie etwa die implizi-
te Staatsverschuldung der Rentenversicherung mit sich bringen) erst jenseits der Legislaturpe-
riode wirksam wird, ja zum Teil sogar von heute noch nicht Wahlberechtigten getragen wer-
den muss. Dies wird durch die „rationale Ignoranz“ verstärkt, die für das Wählerverhalten in 
der Demokratie typisch ist. Hieraus resultieren politische Verhaltenstendenzen, die für Regie-
rung und Opposition bei solchen Langfristproblemen typisch sind: Solange die Kosten sozial-
politischer Maßnahmen noch nicht drückend erscheinen (z.B. weil man sich in der Anlauf-
phase einer neuen Versicherung befindet und noch nicht sofort Auszahlungen zu leisten hat 
oder weil — allgemeiner — günstige Randbedingungen herrschen), bietet es sich für Regie-
rung und Opposition an, mit neuen Leistungsangeboten zu wetteifern. Ändert sich die Situati-
on dann aber (z.B. wegen einer ungünstigen Bevölkerungsentwicklung oder wegen einer 
Wachstumsabschwächung, die exogen bedingt und von der Sozialpolitik verstärkt oder sogar 
mitverursacht sein kann), müssen schmerzhafte Reformen vorgenommen werden. In den Au-
gen der Politiker entsteht dann ein Kosten-heute-Nutzen-morgen-Problem. Wenn nun das 
                                               
14 Neben dem Wachstumszyklus und der damit verbundenen langfristigen Entwicklung der Arbeitslosenquote 
wird man in Zukunft auch noch die längerfristige Bevölkerungsentwicklung und die davon ausgehenden 
„Stressfaktoren“ für die Alters- und Gesundheitssicherungssysteme beachten müssen. In der betrachteten Peri-
ode spielten Veränderungen der Altersstruktur und damit auch der Seniorenquote aber noch keine wesentliche 
Rolle. 
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Anpacken dieses Problems Wahlchancen beeinträchtigt, erscheint es sowohl der Regierung 
als auch der Opposition rational im Sinne einer Maximin-Strategie, das Problem in die Zu-
kunft zu verschieben. Eine solche Haltung wird dadurch unterstützt, dass der „Zeitgeist“ sich 
nur träge zu verändern pflegt (es gibt eine Verzögerung bei der Anpassung der vorherrschen-
den Wählereinstellung, einen „ideologischen lag“). Das Politikerverhalten ändert sich deshalb 
erst, wenn die reformatorische Regelungsnotwendigkeit den Wählern bewusst geworden ist 
(wobei nicht garantiert ist, dass es dann nicht schon zu spät ist). Hinzu treten weitere Verhal-
tenstendenzen, die beim Abbau wie Sperrklinkeneffekte wirken: das Besitzstandsdenken der-
jenigen, die bisher von sozialpolitischen Maßnahmen begünstigt wurden, das Interesse einmal 
aufgebauter Sozialverwaltungen an der Verteidigung ihrer Betätigungs- und Karrierefelder 
und Gewöhnungseffekte bei den Abgabenzahlern. Fazit 2: Sozialpolitik leidet unter bewusst 
nicht bekämpften Illusionen der Wähler, unter der Versuchung für die Politiker, in „guten“ 
Zeiten in einen Geschenkwettlauf einzutreten und in „schlechten“ Zeiten notwendig werdende 
Reformvorhaben (zu) lange hinauszuschieben, sowie an der Verteidigung von Besitzständen 
und Karriereinteressen.15 
 
Die vorstehend geschilderten Erklärungselemente lassen sich in Form einer Hypothese für  
Übergangswahrscheinlichkeiten im Zeitablauf zusammenfassen: In einer Demokratie besteht 
stets die Tendenz, sozialpolitische Maßnahmen zu ergreifen, wenn die ökonomischen Rand-
bedingungen dies gestatten. In „guten“ Zeiten ist die Wahrscheinlichkeit eines Ausbaus der 
Sozialpolitik deshalb hoch: Im Zeitablauf ist eine Kumulation solcher Maßnahmen zu erwar-
ten. In „schlechten“ Zeiten ergeben sich bei gegebenem Recht Finanzierungsengpässe, die 
mehr und mehr auf Kürzungsmaßnahmen drängen, auf die gleichwohl aber nur zögerlich und 
unzureichend mit Korrekturen geantwortet wird: Man kann zwar Leistungseinschränkungen 
beobachten; diese gehen aber nicht so weit, dass der Leistungsausbau vollständig zurückge-
nommen wird. Deshalb verbleibt ein Displacement effect (Strukturbruch in der Entwicklung), 
und es ergibt sich rein rechnerisch ein trendmäßig steigender Quotenanstieg und optisch ein 
„Buckel“ über einer Stützgeraden (Abb. 1). Unterstellt man eine Abfolge von „guten“ und 
„schlechten“ Zeitperioden kommt es wegen dieser Asymmetrie von Übergangswahrschein-
lichkeiten zu einer stufenförmigen Aufwärtsentwicklung: In „guten“ Zeiten beobachtet man 
einen kumulativen Leistungsausbau, in „schlechten“ Zeiten aber lediglich Stagnation oder 
allenfalls einen sehr zögerlichen Rückbau.  
 
Seit Beginn der Industrialisierung hat es tatsächlich Abfolgen von volkswirtschaftlichen 
Wachstums- und Stagnationsphasen gegeben, wie sie eben zunächst nur unterstellt wurden 
(die bekannten Kondratieffzyklen). Auch in der zu erklärenden Periode hat – aus welchen 
Gründen auch immer – zweifelsohne solch ein Phasenwechsel stattgefunden, und zwar nicht 
nur in Deutschland, sondern auch in vielen entwickelten Industrieländern (SNOWER, 2000). 
Nun kommen zwei weitere, bisher nur angedeutete Erklärungselemente ins Spiel: Sozialpoli-
tische Maßnahmen verstärken Wachstumsprozesse nachfrageseitig, wenn und solange die 
Arbeitslosenrate niedrig ist und die Abgabenentwicklung angesichts guter Zukunftsaussichten 
von den Investoren als tragbar empfunden wird; sie verstärken Stagnationstendenzen dage-
gen, wenn und solange die Arbeitslosenquote hoch ist und die Abgabenentwicklung ange-
sichts schlechter Zukunftsaussichten als Investitionshemmnis betrachtet wird (SNOWER, 2000, 
S. 39 – 44). Darüber hinaus gleicht die Sozialversicherung einer Schönwetterversicherung, 
weil sie keine echte Versicherung unabhängiger Risiken ist, sondern weil in „schlechten“ Zei-
ten und/oder bei einer ungünstigen demographischen Entwicklung eine solche Häufung von 
Schadensfällen (Umverteilungsnotwendigkeiten) auftritt, dass es zu Finanzierungsengpässen 
                                               
15 PIERSON (1994) kennzeichnet die Situation der Politiker in Aus- bzw. Rückbauphasen treffend mit „politics of 
credit claiming“ bzw. „politics of blame avoidance“. 
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kommt. SNOWER (2000, S. 45 – 48) spricht deshalb von einem „quicksand effect“: Sobald der 
Wohlfahrtsstaat wirklich belastet wird, erweist sich, dass er sehr schnell überlastet ist.  
 
Damit wird das in Abbildung 1 dargestellte Entwicklungsmuster verständlich: Hohe Wachs-
tumsraten des BIP und niedrige Arbeitslosenquoten erlauben eine Kumulation sozialpoliti-
scher Maßnahmen, die das Wachstum zunächst sogar noch verstärken. Deshalb liegt die 
Wachstumsrate der Sozialausgaben oberhalb von derjenigen des BIP, steigt die Sozialleis-
tungsquote und sind beide Wachstumsraten positiv korreliert. Niedrige Wachstumsraten des 
BIP und hohe Arbeitslosenquoten haben dagegen aufgrund der finanziellen Lasten eine sozi-
alpolitische Stagnation zur Folge und führen verzögert sogar zu Teilrückbildungen. Deshalb 
liegt die Wachstumsrate der Sozialausgaben nunmehr unter derjenigen des BIP, fällt die Sozi-
alleistungsquote langsam und sind beide Wachstumsraten negativ korreliert. Über beide Teil-
phasen hinweg ergibt sich aufgrund des Displacement effect aber gleichwohl ein Anstieg der 
Sozialleistungsquote, der in dem Quasitrend zum Ausdruck kommt, welchen die Stützgerade 
zeigt. 
 
Dass die Sozialpolitik in Demokratien vor allem in „guten“ Zeiten zu einer Ausweitung der 
Sozialleistungsquote und damit meist auch der Staatsquote i.w.S. tendiert, ist ein 
grundlegender Unterschied zur Erklärung des Staatsquotenanstiegs durch PEACOCK/WISEMAN 
(1961). Diese erwarten einen Anstieg ja nur für soziale Krisensituationen, während man nach 
der hier vorgetragenen Erklärung den Quotenanstieg langfristig auch für Staaten vorhersagen 
würde, die nicht den Krisen der beiden Weltkriege ausgesetzt waren (und vielleicht als 
Lieferantenländer sogar noch davon profitiert haben).  
 
Neben diesem Unterschied zwischen der hier vorgetragenen Erklärung des Verlaufs der 
Sozialleistungsquote und der Erklärung der Staatsquotenentwicklung durch 
PEACOCK/WISEMAN gibt es aber auch eine Gemeinsamkeit: Wenn eine soziale Krisensituation 
wie ein Krieg, eine Naturkatastrophe oder – beim Beispiel Deutschland – 
Wiederaufbaunotwendigkeiten im Zuge der Wiedervereinigung auftreten, ist aufgrund des 
Zusammenwirkens von Herrschaftssicherungs- und Moral-sentiment-Motiv ebenfalls ein 
Anstieg der Sozialleistungsquote zu erwarten (Stichworte: Hilfen für Versehrte  
oder Katastrophenopfer, Ausdehnung des Sozialversicherungssystems auf die Bewohner der 
ehemaligen DDR). Dieser Anstieg ist nun aber einer, der mit der Argumentation von 
PEACOCK/WISEMAN verträglich ist. Es gibt somit zwei Situationstypen, in denen ein starker 
Anstieg der Sozialleistungen erwartet werden kann: „gute Zeiten“ eines langfristig hohen 
BIP-Wachstums (Folge: Geschenkwettlauf der Politiker) und vom BIP-Wachstum 
unabhängige soziale Herausforderungen wie etwa Kriege oder die Wiedervereinigung 
Deutschlands (Folge: Sozialleistungsanstieg als Krisenmanagement). In Abbildung 1b ist der 
Anstieg der Sozialleistungsquote zwischen 1960 und 1976 dem ersten Grund, der 
Quotenanstieg zwischen 1991 und 2000 überwiegend dem zweiten Grund zuzuordnen. Ohne 
Wiedervereinigung wäre Anfang der neunziger Jahre nur derjenige Anstieg der 
Sozialleistungsquote (s = S/Y) zu erwarten gewesen, der sich in einer (in Europa damals 
beginnenden) Rezession aus dem Anstieg der Leistungen für Arbeitslose und dem Fallen der 
BIP-Wachstumsrate ergibt ( YSs &&& -= ). Durch die Wiedervereinigung entfiel dieser Anstieg 
zunächst (Wiedervereinigungsboom); statt dessen kam es dann aber dazu, dass das System 
der sozialen Sicherung die Belastung durch die anschließende strukturelle Arbeitslosigkeit in 
der ehemaligen DDR auffangen und die Integration der Bewohner dieses Gebiets verkraften 
musste (schlagartiges Entstehen neuer Ansprüche). Dies hat zu einem Sprung der 
Sozialleistungsquote von rund 29 v.H. (1990) auf rund 34 v.H. (1996) geführt. Erst danach 
setzte die Stagnations- und Rückbildungstendenz wieder ein, welche die achtziger Jahre 
gekennzeichnet hatte. 
 17
 
Die vorstehende Erklärung lässt die deutsche Entwicklung von 1960 bis 2000 verständlich 
erscheinen. Sie bedeutet aber natürlich nicht, dass man einem Anstieg der 
Sozialleistungsquote unausweichlich ausgesetzt ist. Die Prognose des treppenförmigen 
Steigens dieser Quote gilt nämlich erstens nicht voraussetzungslos, sondern nur für 
Volkswirtschaften, in denen es keine institutionellen Vorrichtungen gegen einen solchen 
Anstieg gibt. Solche Schutzvorrichtungen sind bisher in keiner Volkswirtschaft vorgesehen. 
Man könnte sich aber z.B. verfassungsrechtliche Obergrenzen für Sozialleistungsquoten 
vorstellen, wie sie analog ja auch für Staats-, Steuer- oder Defizitquoten diskutiert worden 
sind (FOLKERS, 1983; WILDAVSKY, 1980). Freilich muss man zugestehen, dass die bisherigen 
Erfahrungen mit solchen Formen von Selbstbindungen durchaus nicht nur positiv sind 
(WILDAVSKY/CAIDEN, 2001, S. 125 – 151 and 291 f.). Zweitens muss bedacht werden, dass 
ein weiterer Anstieg von Sozialleistungsquoten jedenfalls dann mit deutlich ansteigenden 
Opportunitätskosten einhergeht, wenn schon ein hohes Niveau erreicht worden ist. Man kann 
deshalb erwarten, dass ein Anstieg der Sozialleistungsquote auf politische Widerstände stößt, 
die umso stärker sind, je höher das bereits erreichte Sozialleistungsniveau ist. Mit anderen 
Worten: Der Anstieg der Sozialleistungsquote ist negativ mit der Höhe dieser Quote 
korreliert, und diese negative Rückkopplung wirkt als Bremse für einen weiteren Anstieg. 
 
2.2 VERGLEICH DER SOZIALVERSICHERUNGSSYSTEME IN DEN OECD-STAATEN: DIE SICHT DER 
POLITIKWISSENSCHAFT 
 
Die vorstehende Analyse entsprach dem Public-choice-Ansatz und führte die Entwicklung der 
Sozialleistungsquote in typisch ökonomischer Manier auf die Motive von Politikanbietern und 
Politiknachfragern zurück. Die empirische Basis war auf Deutschland beschränkt. Internatio-
nal vergleichende empirische Untersuchungen zur neueren Entwicklung der Systeme der so-
zialen Sicherung sind vor allem von Politologen und Soziologen durchgeführt worden. Diese 
stützen sich allerdings nicht auf die individuellen Motive von Politikanbietern und Politik-
nachfragern, sondern argumentieren funktionalistisch oder verwenden Typologien, in denen 
Eigenschaftscluster von Systemen der sozialen Sicherung oder die Stärke bestimmter sozialer 
Gruppen oder Konfigurationen von Institutionen als Erklärungsgrößen eine Rolle spielen. Das 
sind z.B. die Macht von Gewerkschaften, die in bestimmten Zeitperioden vorherrschende par-
teipolitische Zusammensetzung von Regierungen oder ein Index für die Stärke von politi-
schen Akteuren, die sich gegen Veränderungen stemmen (SIEGEL, 2000, S. 14 – 82; 
WAGSCHAL, 2000, S. 52 – 61). Auch wenn solche Untersuchungen – anders als die vorste-
hende Public-choice-Analyse – nicht dem Postulat des methodologischen Individualismus 
entsprechen, das in ökonomischen Analysen bevorzugt wird, sind sie doch geeignet, einen 
Eindruck von den Eigenarten der modernen Systeme der sozialen Sicherung zu vermitteln und 
internationale Ähnlichkeiten und Unterschiede zu verdeutlichen. 
 
Eine sehr bekannte Typologie unterscheidet zwischen Staaten, die mehr auf Eigenhilfe setzen 
(BISMARCK- oder Versicherungsmodell), und solchen, die mehr auf staatliche Fremdhilfe ver-
trauen (BEVERIDGE- oder Fürsorgemodell). Die Klassifizierung erfolgt anhand von sechs Va-
riablen und ist in Tabelle 3 dargestellt. 
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Tabelle 3: BISMARCK- und BEVERIDGE-Modell des Wohlfahrtsstaats 
 Bismarck-Modell Beveridge-Modell 
(1) Gesicherte Personen versicherte Arbeitnehmer  gesamte Bevölkerung 
(2) Finanzierung über einkommensabhängige Bei-
träge  
Staatsbudget (Steuern) 
(3) Geldleistungen Bemessungen auf der Grund-
lage des ausgefallenen Ein-
kommens 
einheitliche Pauschalleistun-
gen 
(4) Sachleistungen Sachleistungen der Versiche-
rung oder Kostenerstattung 
Versorgung über staatlichen 
Gesundheitsdienst 
(5) Verwaltung privat, häufig paritätisch 
durch Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer 
öffentlich 
(6) Transferintensität  hoch niedrig 
Quelle: Darstellung in enger Anlehnung an SCHMID (1996, S. 59). 
 
Wie in den Bezeichnungen schon deutlich wird, ist diese Typologie auf die Entstehungsbe-
dingungen der Sozialversicherung in Deutschland und in Großbritannien zugeschnitten. Reku-
riert man auf häufig genannte Gestaltungsprinzipien von Systemen der sozialen Sicherung – 
nämlich das Fürsorgeprinzip (Garantie eines Mindesteinkommens für Bedürftige), das Ver-
sorgungsprinzip (Garantie eines Mindesteinkommens ohne Bedürftigkeitsprüfung) und das 
Versicherungsprinzip (Begrenzung der Höhe von Einkommensausfällen), so ist das 
BEVERIDGE-Modell vor allem am Fürsorge- und Versorgungsprinzip, das BISMARCK-Modell 
dagegen am Versicherungsprinzip orientiert. Der wichtigste Unterschied zwischen beiden 
Ländern bestand in der Entstehungsperiode in der dominierenden Zielsetzung:16 In Deutsch-
land sollte das revolutionäre Potential der industriellen Facharbeiterschaft eingedämmt wer-
den; es herrschte also das Herrschaftssicherungsmotiv vor, und diese Zielsetzung legte eine 
Versicherungslösung mit Beschränkung auf die Kreise revolutionär gesonnener Arbeitnehmer 
nahe. In Großbritannien hingegen gab es ein vergleichsweise geringes revolutionäres Potenti-
al und ging es vor allem um die Absicherung besonders Bedürftiger; es herrschte also das 
Moral-sentiment-Motiv vor, und diese Zielsetzung legte Pauschalleistungen aus dem öffentli-
chen Haushalt nahe. 
 
In der Folgezeit sind beide Systeme aber erheblich weiter entwickelt worden und haben sich 
dabei auch einander angenähert: In Systeme, die ursprünglich dem BISMARCK-Modell ähnel-
ten, ist die Garantie eines Mindesteinkommens eingebaut worden, in Systeme mit stärkerem 
Bezug zum BEVERIDGE-Modell der Schutz gegen Einkommensausfälle (FLORA/ALBER, 1982, 
S. 53). Macht man heute den Versuch, die BISMARCK-versus-BEVERIDGE-Typologie empi-
risch anzuwenden, wird deshalb schnell deutlich, dass sich die realen nationalen Systeme 
zwar noch als dem einen oder anderen Typus näherstehend klassifizieren lassen, dass man 
hieraus aber keine Erklärung der Entwicklung oder für die Bewährung in unterschiedlichen 
wirtschaftspolitischen Problemsituationen ableiten kann. 
 
Eine ebenfalls sehr bekannt gewordene Typologie geht von der These aus, dass sich wohl-
fahrtsstaatliche Strukturen danach entwickeln, welche politischen Parteien in der Zeit nach 
1945 am längsten an der Regierung waren und der entscheidenden Entwicklungsphase daher 
ihren Stempel aufdrücken konnten. Unabhängig davon, ob die Systeme ursprünglich einmal 
                                               
16 Zu einem ausführlichen Vergleich der Entstehung der Sozialversicherung in Deutschland und Großbritannien 
vgl. RITTER (1983). 
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mehr dem BISMARCK- oder dem BEVERIDGE-Modell ähnelten, haben alle europäischen Sys-
teme ihre heutigen Ausprägungen nämlich vor allem in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
erhalten. Darüber hinaus spielen nach dieser These die verschiedenen  Ideologien der Parteien 
und die Zersplitterung der Arbeiterschaft eine Rolle. Die Typologie unterscheidet zwischen 
liberalen, konservativen und sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten und geht auf ESPING-
ANDERSEN/KORPI (1984) zurück. Sie kann mit einer Typologisierung der Eigenschaften von 
Systemen der sozialen Sicherung kombiniert werden und ist in dieser Form in Tabelle 4 in 
einer von SCHMIDT (1988, S. 162) modifizierten Form dargestellt. 
 
Tabelle 4: Typen von Wohlfahrtsstaaten 
 
 Typus des Wohlfahrtsstaates 
Indikator liberal konservativ sozialdemokra-
tisch 
(1) Schutz gegen Marktkräfte 
und Einkommensausfälle 
schwach mittel stark 
(2) Sozialrechte oder Armenun-
terstützung 
Armenunterstüt-
zung 
Sozialrechte Sozialrechte 
(3) Anteil der privaten Sozial-
ausgaben 
hoch mittel niedrig 
(4) Ausmaß der individuellen 
Finanzierung 
mittel groß mittel 
(5) Nach Berufsgruppen diffe-
renzierte Sicherungssysteme 
nein ja nein 
(6) Umverteilungskapazität 
 
gemäßigt gemäßigt groß 
(7) Vollbeschäftigungsgarantie 
 
nein nur in Prosperität ja 
Quelle: SCHMIDT (1988, S. 162). 
 
Der Typus des „sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaats“ ist annähernd in Schweden und 
Norwegen und mit Abstrichen in Dänemark und Großbritannien realisiert. Dem Typus des 
„konservativen Wohlfahrtsstaates“ entsprechen am ehesten noch die Systeme der sozialen 
Sicherung in den Benelux-Staaten, Deutschland und Österreich, in abgeschwächter Form auch 
in Finnland und Frankreich. Dem Typ des „liberalen Wohlfahrtsstaates“ kommen die USA 
und mit Einschränkungen auch Australien, Japan, Kanada und die Schweiz nahe. Einige Län-
der befinden sich noch in der Frühphase der Entwicklung zu Sozialstaaten (vor allem Irland, 
Griechenland, Portugal und Spanien) und manche Länder werden von verschiedenen Autoren 
unterschiedlichen Gruppen zugeordnet, so vor allem Großbritannien, Irland, Italien und die 
Niederlande (vgl. SCHMIDT, 1988, vs. WAGSCHAL, 2000). 
 
Unterscheidet man auf diese Weise (und mit diesen Einschränkungen) konservative, sozial-
demokratische, liberale und frühe Wohlfahrtsstaaten voneinander, zeigen sich Unterschiede 
im Niveau und im Entwicklungsmuster, die jedenfalls für eine gewisse Differenzierungskraft 
dieser Typologie sprechen. In Abbildung 2 wird die Entwicklung der Sozialausgaben in vier 
Gruppen von OECD-Ländern dargestellt, die in der eben besprochenen Weise klassifiziert 
worden sind. Vergleicht man vorab einmal die Zeitreihen für Deutschland in Abbildung 1 b 
und Abbildung 2 a, so fallen unmittelbar Unterschiede in der Länge der betrachteten Periode 
sowie im Niveau und im Verlaufsmuster der beiden Reihen ins Auge: Die Reihen in Abbil-
dung 2 sind kürzer, weil es erst seit 1980 Daten gibt, die nach einer international vergleichba- 
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Abbildung 2: Entwicklung der Sozialausgaben
2a) Konservative Wohlfahrtsstaaten
2b) Sozialdemokratische Wohlfahrtsstaaten
2c) Liberaler Wohlfahrtsstaat
2d) Wohlfahrtsstaaten in der Frühphase der Entwicklung
Quelle:  OECD social expenditure data base.
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ren Methodik durchgehend erhoben wurden (so genannte SOCX-Kategorien).17 Das Niveau 
liegt für die achtziger Jahre in Abbildung 1b höher und die Rückbildungstendenz ist ausge-
prägter als in Abbildung 2a. Diese Unterschiede sind statistisch bedingt. Abbildung 1b stützt 
sich auf eine nationale (deutsche) Definition des Sozialbudgets, Abbildung 2a auf eine von der 
OECD (1998a, S. 9) für internationale Vergleichszwecke entwickelte Definition. Letztere 
lautet: 
 
„Social expenditure is the provision by public (and private) institutions of benefits 
to households and individuals in order to provide support during circumstances 
which adversely affect their welfare. 
 
Such benefits can be cash transfers, or can be the direct (“in kind”) provision of 
goods and services, provided that the provision of the benefits constitutes neither 
a direct payment for a particular good or service nor an individual contract or 
transfer.” 
 
Die auf der Basis dieser Definition entwickelten SOCX-Kategorien umfassen 13 Arten von 
Leistungen. Sie werden in Tabelle 5 aufgezählt. Zur Information sind auch die relativ ähnli-
chen Funktionen nach ESSPROS aufgeführt, die von EUROSTAT (1996; 2000) erhoben wer-
den. 
 
Tabelle 5: SOCX-Kategorien und Funktionen nach EXPROSS  
 
SOCX-Kategorien Funktionen nach EXPROSS Anmerkungen 
1.  Old Age Cash Benefits Old Age  
2.  Disability Cash Benefits Disability  
3.  Occupational Injury and Dis-
ease 
Sickness (and Disability) Not clearly defined in 
EXPROSS 
4.  Sickness Benefits Sickness No distinction between cash 
benefits and services in SOCX 
5.  Services for the Elderly and 
Disabled People 
Old Age and Disability  
6.  Survivors Survivors  
7.  Family Cash Benefits Family  
8.  Family Services  Family  
9.  ALMP (Active Labour Mar-
ket Programmes) 
 Not included in EXPROSS 
(there is another module from 
EUROSTAT: module PMT) 
10. Unemployment Unemployed Not the same cover-
age/definitions 
11. Health Sickness Only public health expenditure 
from OECD/Health database 
12. Housing Benefits Housing  
13. Other Contingencies Social Exclusion Some differences in the cover-
age 
Quelle: OECD (1998a, S. 19). 
 
                                               
17 Eine Vorläufer-Publikation der OECD arbeitet mit anderen (im Zeitablauf wechselnden) Definitionen (OECD, 
1985). Würde man beide Datenreihen zusammenführen, ergäben sich Anfang der achtziger Jahre Sprungstel-
len für die Sozialleistungsquoten im Bereich von ca. 10 v.H.  
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Die Gegenüberstellung in Tabelle 5 verdeutlicht grob, was sich hinter den Zeitreihen verbirgt, 
die in Abbildung 2 abgebildet sind. Für nähere Erläuterungen muss auf die Ausführungen der 
OECD (1998a, S. 18 – 23) verwiesen werden. 
 
Vergleicht man die in Abbildung 2 dargestellten Entwicklungen untereinander, so zeigt sich 
Folgendes: 
 
* Die Gruppe der konservativen und der sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten unter-
scheiden sich nur wenig voneinander: Bei den konservativen Staaten liegt das Niveau der 
Sozialleistungsquoten meist zwischen 15 und 30 v.H., in den sozialdemokratischen meist 
zwischen 20 und 35 v.H. Die Rückbildungstendenzen in den neunziger Jahren sind in den 
konservativen Staaten im Durchschnitt ein wenig stärker ausgeprägt.  
 
* Die liberalen Wohlfahrtsstaaten – vor allem die USA – heben sich von den anderen Staa-
ten sowohl im Niveau als auch in der Entwicklung deutlich ab: Ersteres ist niedriger, letz-
tere stabiler.  
 
* Die in Abbildung 2 d aufgeführten Staaten des Mittelmeerraums haben ihre Systeme der 
sozialen Sicherung später als die anderen Staaten aufgebaut und befinden sich mit Aus-
nahme Italiens noch in der Frühphase der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung. Sie zeichnen 
sich deshalb durch ein anfänglich deutlich niedrigeres Niveau und einen stetigen Anstieg 
aus.  
 
Deutlicher werden diese Unterschiede (und damit auch die Differenzierungskraft der Typolo-
gie), wenn man die Daten der jeweiligen Ländergruppen aggregiert. Die sich dann zeigenden 
Entwicklungen sind in Abbildung 3a und 3b dargestellt. Die Darstellungen beruhen zum Teil 
allerdings auf anders abgegrenzten Daten (ILO-Daten versus OECD-Daten) und umfassen 
jeweils andere Teilzeiträume. Auch die Gruppenabgrenzungen stimmen nicht völlig überein. 
Die Gruppe der „sonstigen Länder“ umfasst Großbritannien, Irland, Griechenland, Portugal 
und Spanien. Bemerkenswert erscheint, dass sich anscheinend nicht nur in Deutschland, son-
dern auch in anderen Ländern Anfang der neunziger Jahre ein vorübergehender Wiederanstieg 
der Sozialleistungsquote ergeben hat. Ob dies allein konjunkturell bedingt ist, lässt sich bei 
der gegebenen Datenlage nur schlecht entscheiden. 
 
Die Verwendung von SOCX-Daten für den Bruttowert der öffentlichen Sozialausgaben kann 
Querschnittsvergleiche in einer gewissen Weise verzerren: In ihnen wird die Aufteilung der 
Mittelvergabe auf unterschiedliche staatliche Ebenen und Sozialkassen berücksichtigt. Nicht 
berücksichtigt werden jedoch Unterschiede der Steuersysteme, zum Beispiel im Fall des Kin-
dergelds. Ebenso wenig abgebildet werden Leistungen außerhalb der staatlichen Budgets 
durch die Verpflichtung Privater zur direkten Zahlung von Sozialleistungen, zum Beispiel bei 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Für die OECD ist ein Indikator entwickelt worden, 
der versucht, diese Verzerrungen zu beseitigen (ADEMA, 1997). Tabelle 6 beschreibt die 
Struktur der Korrekturen, und Abbildung 4 stellt die resultierenden Sozialleistungsquoten der 
verglichenen Länder dar. Auf die einzelnen Korrekturen ADEMAs kann hier nicht eingegangen 
werden; man sieht jedoch unmittelbar, dass die Beseitigung der Verzerrungen dazu führt, 
 
* dass die öffentlichen Nettoausgaben in den europäischen Staaten deutlich niedriger als die 
öffentlichen Bruttoausgaben sind, dass sie in den USA aber etwa gleich groß sind, 
* dass die Unterschiede der staatlichen Bruttoausgaben zwischen den Ländern größer als die 
Unterschiede der staatlichen Nettoausgaben sind, und 
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Abbildung 3: Entwicklung der Sozialleistungsquoten 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: WAGSCHAL (2000, S.42 f.). 
 
3a) Sozialleistungen in % des BIP 1950- 1987 (ILO-Daten) 
3b) Sozialleistungen in % des BIP 1980- 1995 (OECD-Daten) 
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Tabelle 6: Staatliche  Brutto- und Nettoausgaben als Prozentsatz des BIP (1993) 
 
+/- 
Line 
number 
 
Item 
 
Denmark 
 
Germany 
 
Netherlands 
 
Sweden 
 
United 
Kingdom 
 
United 
States 
 
 (1)  Gross direct public social expenditure 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   (as presently in the SOCX database) 
 
35.2 
 
32.4 
 
34.0 
 
42.4 
 
26.9 
 
16.3 
 -  Direct taxes and social contributions paid on transfers 
 
4.5 
 
2.9 
 
6.5 
 
5.9 
 
0.2 
 
0.1 
 = (2) Net cash direct public social expenditure 
 
30.7 
 
29.6 
 
27.5 
 
36.5 
 
26.7 
 
16.2 
 -  Indirect taxes on consumption purchased out of net cash 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   transfers 
 
4.5 
 
3.3 
 
2.7 
 
4.1 
 
2.6 
 
0.5 
 = (3) Net direct public social expenditure 
 
26.3 
 
26.3 
 
24.7 
 
32.4 
 
24.0 
 
15.7 
 +  Tax breaks for social purposes on public and private social 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   expenditure 
 
0.1 
 
0.9 
 
0.1 
 
0.0 
 
0.4 
 
1.2 
 = (4) Net current public social expenditure 
 
26.4 
 
27.2 
 
24.9 
 
32.4 
 
24.4 
 
17.0 
 
 (5) Gross direct mandatory private social expenditure 
 
0.7 
 
1.8 
 
 
 
0.7 
 
0.3 
 
0.5 
 
-  Direct taxes and social contributions paid on mandatory private 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   cash transfers 0.2 0.6 0.2 0.0 0.0 
-  Indirect taxes on consumption purchased out of net mandatory 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   private cash transfers 
 
0.1 
 
0.2 
 
 
 
0.1 
 
0.0 
 
0.0 
 = (6) Net current mandatory private social expenditure 
 
0.4 
 
1.0 
 
 
 
0.4 
 
0.2 
 
0.5 
  (7) Net current publicly mandated social expenditure [4+6| 
 
26.7 
 
28.2 
 
 
 
32.8 
 
24.6 
 
17.5 
 Memorandum adjustments: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   Tax breaks on pension programmes2 
 
I/A 
 
I/A 
 
I/A 
 
I/A 
 
3.1 
 
1.0 
 Memorandum items: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   Pensions under administrative extension 
 
 
 
 
 
0.7 
 
 
 
 
 
 
   Indirect taxes 
 
20.2 
 
15.2 
 
13.9 
 
17.3 
 
16.3 
 
9.1 
 
  Related to GDP at market prices 
Quelle für die Daten?? Abweichung zu oben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Gross direct public social expenditure 
 
30.5 
 
28.7 
 
30.6 
 
38.3 
 
23.4 
 
15.0 
   Net current public social expenditure 
 
22.8 
 
24.0 
 
22.4 
 
29.2 
 
21.2 
 
15.6 
   Net current publicly mandated social expenditure 23.1 
 
24.9 
  
29.6 
 
21.4 
 
16.1 
 
1. Values of tax breaks for social purposes for the Netherlands concern 1994. 2. Information not available. Source: ADEMA (1997, S. 163). 
  
Abbildung 4: Brutto- und Nettoausgaben, bezogen auf das BIP zu Marktpreisen 1993 
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* dass die Unterschiede in den staatlich angeordneten Sozialleistungen etwas größer als die 
Unterschiede zwischen den staatlichen Nettosozialausgaben sind. 
 
Es gilt also, dass “apparently large differences in gross direct public social expenditure are 
due in part to institutional differences in the ways in which social objectives are pursued by 
governments” (ADEMA, 1997, p .164). Dieser Eindruck dürfte sich verstärken, wenn man be-
rücksichtigt, dass Ausbildungsaufwendungen in manchen Staaten weitgehend privat getragen 
werden müssen, während sie in anderen von der öffentlichen Hand übernommen werden. 
 
Insgesamt mag es also systematische Unterschiede zwischen den verschiedenen Typen von 
Wohlfahrtsstaaten geben, die von Politologen unterschieden werden. Insbesondere die Unter-
schiede in den Sozialleistungsquoten zwischen sozialdemokratischen und konservativen 
Wohlfahrtsstaaten erscheinen – anders als man es vermuten könnte – aber nicht als sehr 
gravierend. 
 
Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man nicht die Gesamtsysteme vergleicht, sondern unter-
sucht, welche Rolle die verschiedenen Leistungsarten in wichtigen Ländern spielen. Dies wird 
in Tabelle 7 verdeutlicht. Man sieht, dass es zwar deutliche Unterschiede gibt, dass sich die 
Größenordnungen der Leistungsanteile aber doch in etwa im gleichen Rahmen bewegen. Das 
gilt jedenfalls, wenn man von Ländern wie Griechenland und Italien absieht, in denen die 
Alterssicherungsleistungen einen sehr viel größeren Anteil als in allen anderen Ländern 
einnehmen.  
 
Tabelle 7: Leistungsstruktur der Sozialausgaben in der EU (v.H., 1994) 
 
 Staat 
Soziale Risiken und Tatbestände B D DK E F GB GR I IRL L NL P 
Alter/Hinterbliebene 44,2 41,2 33,6 42,6 43,7 41,3 68,8 64,0 27,5 46,0 36,8 40,1 
Krankheit/Invalidität/Arbeitsunfall 35,4 38,8 27,0 36,2 34,0 31,3 24,5 29,9 36,8 38,0 43,6 47,9 
Familie/Mutterschaft 8,1 7,6 11,6 1,7 9,6 11,4 1,2 3,6 13,1 13,6 5,4 5,2 
Arbeitslosigkeit/Arbeitsmarkt 11,0 9,2 16,8 18,1 8,1 7,3 2,7 2,5 17,2 2,3 10,4 5,8 
Sonstiges 1,3 8,0 1,0 1,4 4,6 8,7 2,8 0,0 5,4 0,1 3,8 1,0 
Summe 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
Quelle: BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG (1998, S. 12). 
 
Dass sich die heutigen Systeme der sozialen Sicherung nicht nur auf der Leistungsseite äh-
neln, sondern immer mehr auch auf der Finanzierungsseite, wird für die europäischen Syste-
me in Tabelle 8 verdeutlicht. Man sieht hier, dass sich alle diese Systeme auf drei Pfeiler stüt-
zen: Arbeitnehmerbeiträge, Arbeitgeberbeiträge und staatliche Zuschüsse. Die Arbeitnehmer-
beiträge reichen von 10,1 v.H. (DK) bis 47,8 v.H. (NL), die Arbeitgeberbeiträge von 9,2 v.H. 
(DK) bis 50,3 v.H. (E), die staatliche Beteiligung liegt zwischen 16,3 v.H. (NL) und 75,6 v.H. 
(DK). Überwiegend steuerfinanziert sind innerhalb der EU lediglich die Systeme in Däne-
mark und Irland. Ergänzend treten sonstige Einnahmen hinzu (hauptsächlich Zinserlöse). 
 
Insgesamt zeigt sich damit, dass sich jedenfalls die europäischen Wohlfahrtsstaaten in Ni-
veau, Entwicklung und Struktur trotz noch bestehender Unterschiede relativ stark aneinander 
angenähert haben. Dieser Angleichungsprozess verstärkt sich anscheinend sogar noch, denn 
vor allem in den mehr beitragsfinanzierten Systemen ist „eine Tendenz hin zu Steuern und 
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weg von Beiträgen“ zu beobachten (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 1996, S. 81). Auf Besonder-
heiten der einzelnen nationalen Systeme der sozialen Sicherung kann in diesem Über-
blicksaufsatz nicht eingegangen werden. Für die EU und den EWR findet man institutionelle 
Beschreibungen zur Organisation der Träger der Sozialversicherung und zur Verteilung der 
Leistungsarten über diese Träger in MISSOC (2001). Eine rechtsvergleichende Darstellung 
der Leistungsarten in der EU ist vom BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG 
(1998) herausgegeben worden. Eine mehrdimensionale politometrische (d.h. mit mehrdimen-
sionalen Regressionsanalysen und politologischen Erklärungsfaktoren arbeitende) Analyse 
der Ursachen der in Abbildung 3 dargestellten Entwicklungen findet man in SIEGEL (2000). 
Vergleichende Länderstudien bieten BÖRSCH-SUPAN/MIEGEL (2001).  
 
Tabelle 8: Finanzierungsstruktur der Sozialleistungen in der EU (v.H., 1994) 
Staat Arbeitnehmerbeiträge 
(einschl. Beiträge von Rent-
nern und Selbstständigen) 
Arbeitgeberbeiträge 
(einschl. unterstell-
ter Beiträge für 
Beamte) 
Staatliche Be-
teiligung 
Sonstiges 
(z.B. Zinserlöse) 
B 26,5 43,1 20,6 9,8 
D 32,0 38,4 26,7 2,9 
DK 10,1 9,2 75,6 5,1 
E 18,0 50,3 29,6 2,1 
F 27,4 49,1 21,5 2,0 
GB 15,6 26,1 43,9 14,4 
GR 26,7 45,7 19,2 8,4 
I 16,3 46,5 35,0 2,2 
IRL 15,2 23,0 61,0 0,8 
L 21,4 29,5 42,6 6,5 
NL 47,8 20,2 16,3 15,7 
P 21,3 34,4 37,4 6,9 
     
Quelle: BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG (1998, S. 14). 
 
2.3 SOZIALVERSICHERUNG IM EUROPÄISCHEN BINNENMARKT 
 
Zwischen nationalen Sozialversicherungssystemen können Spannungen auftreten, wenn ei-
nerseits – wie in der EU – ein Binnenmarkt errichtet wird (Art. 14 EGV), auf dem der freie 
Verkehr von Personen (Art. 39 – 48 EGV), Waren (Art. 28 – 30), Dienstleistungen (Art. 49 – 
55) sowie Kapital und Zahlungen (Art. 56 – 60) garantiert wird, wenn andererseits Sozialpoli-
tik aber weiterhin in der Gewalt der Mitgliedstaaten verbleiben soll und diese nur Rücksicht 
auf die Freizügigkeitsrechte nehmen müssen (Art. 42 EGV). Verschärft wird die Problematik 
dadurch, dass die Ost-Erweiterung der EU zu einer erhöhten Zahl von Wanderungen führen 
dürfte und dass die Einführung der Unionsbürgerschaft zur Folge haben könnte, dass es zu-
gewanderten EU-Bürgern rechtlich erleichtert wird, Ansprüche an die Sozialleistungssysteme 
der Aufnahmeländer geltend zu machen. Man denke etwa an einen Arbeitnehmer, dem der 
staatliche Gesundheitsdienst in seinem Heimatland eine bestimmte Art von Transplantation 
verweigert und der nun in ein EU-Land reist, in dem solche Transplantationen bezahlt wer-
den, und hier entsprechende Ansprüche geltend macht. Oder man stelle sich vor, im An-
schluss an die Ost-Erweiterung gehe ein Arbeitnehmer in einem EU-15-Land ein Scheinar-
beitsverhältnis auf Zeit ein, erwerbe hierdurch z.B. Sozialhilfeansprüche und halte anschlie-
ßend seinen Wohnsitz im EU-15-Land nur zum Schein und zur Perpetuierung von Sozialhil-
fezahlungen aufrecht, wohne aber wirklich in seinem Heimatland und verfüge hier über be-
trächtliche Kaufkraft. Oder allgemeiner: Die Existenz der Unionsbürgerschaft und der vier 
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Grundfreiheiten einerseits und der nationalen Kompetenzen für die Sozialpolitik andererseits 
stellen aus ökonomischer Sicht vor allem die Frage auf, wie man die Vorteile der Grundfrei-
heiten bewahren kann, ohne eine Ausbeutung einzelner oder aller Sozialsysteme in Kauf 
nehmen zu müssen.  
 
Die Brisanz dieser Problematik wird deutlich, wenn man einerseits die Missbrauchsmöglich-
keiten bedenkt und andererseits berücksichtigt, dass Einschränkungen der Grundfreiheiten 
nach der Rechtsprechung des EuGH nur bei Erfüllung von vier Bedingungen zulässig sind: 
„Sie müssen in nichtdiskriminierender Weise angewandt werden, sie müssen aus zwingenden 
Gründen des Allgemeinwohls gerechtfertigt sein, sie müssen geeignet sein, die Verwirkli-
chung des mit ihnen verfolgten Ziels zu gewährleisten, und sie dürfen nicht über das hinaus-
gehen, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist.“18 Damit stellt sich ein wichtiges 
Grundproblem: Wanderungen, die als „produktiv“ bezeichnet werden können, weil sie Fakto-
ren an Orte höherer Produktivität oder Güter an Orte höherer Nutzenstiftung lenken, sollten 
von einer europäischen Rechtsordnung nicht dadurch erschwert werden, dass Abstriche bei 
den Sozialleistungen in Kauf genommen werden müssen. Wanderungen, die lediglich der 
Ausbeutung der sozialen Sicherungssysteme anderer Staaten dienen, sollten dagegen ver-  
oder wenigstens behindert werden können. Letzteres gilt jedenfalls so lange, wie sich noch 
kein starkes europäisches Solidaritätsgefühl herausgebildet hat und die Entwicklungsstadien 
der Mitgliedstaaten so unterschiedlich sind, dass einheitliche Mindeststandards sozialer Art in 
Staaten wie etwa Griechenland (noch) nicht verkraftbar wären, während sie in Staaten wie 
etwa Deutschland von der Bevölkerung als unzumutbar niedrig empfunden würden.  
 
Der Erleichterung „produktiver Wanderungen“ dient in der EU vor allem die Verordnung 
Nummer 1408/71 über die soziale Sicherheit der so genannten Wanderarbeitnehmer, die 
durch eine Durchführungsverordnung Nummer 574/72 ergänzt wird. Sie erstreckt sich auf die 
klassischen Leistungsarten und richtet sich nach den folgenden Prinzipien:19  
 
* Beschäftigungslandprinzip: Für alle Beschäftigten soll jeweils nur das Rechtssystem eines 
Staates gelten, in der Regel das des Beschäftigungslandes. 
* Diskriminierungsverbot: Inländer und EU-Ausländer sind in allen Mitgliedstaaten gleich 
zu behandeln. 
* Prinzip der Portabilität: Von bestimmten Ausnahmen abgesehen, ist es verboten, Leis-
tungen daran zu knüpfen, dass sich eine Person im Lande der leistungsgewährenden Insti-
tution aufhält. Ansprüche können somit im Normalfall auch im Ausland geltend gemacht 
werden.  
* Prinzip der Zusammenrechnung versicherungsrelevanter Zeiten: Um zu verhindern, dass 
Karenzzeiten bei Wanderungen immer wieder neu beginnen, werden die relevanten Zeiten 
zusammengerechnet. 
* Prinzip der Proratisierung von Leistungen: Speziell bei Alters- und Hinterbliebenenren-
ten wird von jedem Staat ermittelt, welcher Leistungsbetrag sich ergäbe, wenn alle versi-
cherungsrelevanten Zeiten im Inland verbracht worden wären. Der Anteil daran, der tat-
sächlich in dem betrachteten Staat verbracht wurde, ist der geschuldete Betrag. 
 
Um „Wanderungen zu Ausbeutungszwecken“ zu behindern, hat der WISSENSCHAFTLICHE 
BEIRAT BEIM BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN (2000, S. 34 – 94) den Vorschlag einer so 
genannten „verzögerten Integration“ entwickelt: Bei Aufnahme einer Tätigkeit im Ausland 
                                               
18 GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN: Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofs und 
des Gerichts erster Instanz, Teil I Gerichtshof, Rechtssache C-55/94 (Gebhard), Luxemburg 1995, S. I-4197 f., 
Randnummer 37. 
19 Näheres hierzu WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT BEIM BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN (2000, S.9 – 14). 
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soll nicht sofort das Beschäftigungslandprinzip gelten; statt dessen soll dieses Prinzip mit ei-
ner gewissen Verzögerung (z.B. von fünf Jahren) eingeführt werden. Dies würde „Hit-and-
run-actions“ zur Ausbeutung fremder Sozialsysteme zwar nicht völlig ausschließen, aber doch 
wesentlich erschweren. 
 
Damit soll der Überblick über Ähnlichkeiten und Unterschiede bei der Gestaltung von heuti-
gen Systemen der sozialen Sicherung abgeschlossen und zur Analyse der ökonomischen Ef-
fekte dieser Systeme übergegangen werden.  
 
3. DIE WIRTSCHAFTLICHEN AUSWIRKUNGEN DER SOZIALVERSICHERUNG: ALLGEMEINER 
ÜBERBLICK 
 
3.1 WIRKUNGEN AUF DIE EINKOMMENSVERTEILUNG UND DIE KONJUNKTURELLE STABILITÄT 
 
Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Sozialversicherung können nach zwei Kriterien 
eingeteilt werden: 
 
* danach, ob sie den Bereichen Verteilung, Stabilisierung oder Allokation zuzurechnen 
sind, und  
* danach, ob sie Marktversagen heilen oder Verzerrungen auf Märkten verursachen. 
 
Die Frage nach den distributiven Wirkungen führt zur Untersuchung, wie die gesellschaftliche 
Wohlfahrt verteilt wird, d.h. wer für die Sozialversicherung bezahlt und wer von ihr profitiert. 
Die Antwort auf diese Frage wird sehr stark von der Antwort auf eine an sich allokative Frage 
beeinflusst: der Frage, ob das System derjenigen Versicherungsmärkte komplett ist, die für 
die Entwicklung der Einkommensverteilung in einer Volkswirtschaft besonders wichtig sind, 
und wie gut diese Versicherungsmärkte funktionieren. In distributiver Hinsicht erhebt sich 
somit die Frage, ob Sozialpolitik ein Mittel zur Heilung von Marktversagen auf distributiv 
wichtigen Versicherungsmärkten sein könnte. Dies wäre der Fall, wenn der Staat mit Mitteln 
des öffentlichen Rechts dafür sorgen könnte, dass Transaktionskosten gesenkt werden, die das 
Entstehen von Versicherungen dieser Art ansonsten verhindern würden. Wie bereits erläutert, 
könnte dies aus versicherungstypischen Risiken resultieren, die mit den Stichworten „moral 
hazard“, „adverse selection“ und „Risikokumulation“ beschrieben werden. Hinzu treten kann 
wie gesagt eine gewisse Kurzsichtigkeit der Individuen beim Erkennen von Versicherungsbe-
dürfnissen: Menschen neigen erfahrungsgemäß dazu, kleinen Risiken und/oder weit entfern-
ten Ereignissen nicht die erforderliche Aufmerksamkeit zu schenken. Angesichts von Sach-
verhalten wie diesen könnte man sich deshalb insgesamt eine neue Art von Politik denken, die 
nur zum Teil einem klassischen Fürsorgedenken entspricht und auf ein bewusstes gesell-
schaftliches Risikomanagement hinausläuft (HOLZMANN/JØRGENSEN, 2001). Bezogen auf die 
Leistungsstruktur von Tabelle 7 sind vor allem die Krankenversicherung (einschließlich von 
Invalidität und Arbeitsunfällen) und die Arbeitslosenversicherung anfällig gegen solche For-
men des Marktversagens.  
 
Im Abschnitt 1.2 wurde bereits darauf hingewiesen (oben, S. 9), dass es in der Versicherungs-
geschichte Klagen darüber gegeben hat, dass Krankenversicherungen wegen eines unprofes-
sionellen Managements und einer ungenügend großen Anzahl von Mitgliedern oft in Konkurs 
gingen. Der Grund hierfür dürfte wie gesagt darin liegen, dass Moral-hazard-Probleme nur in 
lokalen Gemeinschaften beherrschbar waren und dass Menschen noch dazu häufig auf einen 
Versicherungsschutz verzichteten, obwohl er in ihrem wohlverstandenen langfristigen Inte-
resse gelegen hätte. Gegen Moral-hazard-Tendenzen im Krankenversicherungsbereich verfügt 
der Staat nicht über mehr Mittel als die Privaten. Versicherungstypische Instrumente wie 
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Selbstbeteiligung, Karenztage und Kontrolluntersuchungen sind auf privatrechtlicher Basis 
anwendbar und dürften meist auch hinreichend sein. Kurzsichtigkeit im Hinblick auf wohl-
verstandene eigene Versicherungsinteressen kann durch einen staatlichen Versicherungs-
zwang geheilt werden. Nicht zu rechtfertigen und vermutlich eher schädlich sind staatliche 
Zwangsversicherungen oder gar ein staatlicher Gesundheitsdienst.20  
 
Eine private Arbeitslosenversicherung im heutigen Sinn hat es in der Geschichte aufgrund der 
Offensichtlichkeit von Moral-hazard-, Adverse-selection- und Risikokumulationsproblemen 
nicht gegeben. Insbesondere in Kontinentaleuropa gab es allerdings Vorläuferorganisationen, 
die ähnliche Aufgaben erfüllten. Diese wurden vor allem von Gewerkschaften getragen, die – 
beschränkt auf jeweils enge Regionen – durch Unterstützungszahlungen ein „Lohndumping“ 
von Arbeitslosen zu verhindern suchten. Sie wurden hierin nach dem Vorbild der Stadt Gent 
vielfach von Gemeinden unterstützt, die auf diese Weise Hilfszahlungen einzusparen hofften 
(FRERICH/FREY, 1996, S. 153; HERTNER, 2002, S. 32 f.). Das Haupthindernis für das Entste-
hen einer echten Arbeitslosenversicherung – die Tendenz zu einer Adverse selection – wurde 
erst beseitigt, als ein staatlicher Versicherungszwang eingeführt wurde. Vorreiter und Vorbild 
für viele andere Staaten war hier Großbritannien (HENNOCK, 1982).  
 
In der Rentenversicherung spielten Moral-hazard-, Adverse-selection und Risikokumulations-
probleme wohl keine entscheidende Rolle, denn Lebensversicherungen sind schon relativ früh 
auf rein privater Basis entstanden (SCHEWE, 2000). Strittig war in der Literatur zu allen Zeiten 
die Frage, ob Lebensversicherungen ein meritorisches Gut in dem Sinn sind, dass sich viele 
Menschen erst zu spät im Leben ernsthaft um den Aufbau einer zureichenden Altersversiche-
rung bemühen und vorher zu stark auf aktuelle Konsumwünsche fixiert sind. Wäre dies der 
Fall, spräche dies für die Zwangsfinanzierung eines Mindestschutzes. Neuere Befragungen 
zeigen, dass zumindest in Deutschland die Mehrheit der Bürger die Meinung teilt, dass ein 
Versicherungszwang erforderlich sei, denn über 70 v.H. der Befragten plädieren für eine Re-
form der Rentenversicherung im Sinne einer Verstärkung privater Zwangsvorsorge, während 
eine Reform ohne solch einen Zwang von lediglich etwas über 40 v.H. befürwortet wird 
(MANNHEIM RESEARCH INSTITUTE FOR THE ECONOMICS OF AGING, 2002). 
 
 
Wie die vorstehend aufgeführten Hauptversicherungszweige die Einkommensverteilung in 
einem Land beeinflussen, kann heute kaum noch empirisch festgestellt werden, da es an Ver-
gleichsmaßstäben fehlt. Weitgehend unstrittig ist, dass Systeme der sozialen Sicherung zu-
sammen mit der Armenfürsorge/Sozialhilfe die schlimmsten Formen von Armut beseitigt und 
dass sie im Prinzip auch als eine Art von Versicherung gegen milieu- oder naturbedingte 
Nachteile gewirkt haben. Strittig sind aber die Kosten (z.B. in Form von Effizienzverlusten 
und unterbliebenem Wachstum) und die Auswirkungen auf die Gesamtgestalt der Einkom-
mensverteilung. Ebenfalls strittig ist, ob die Systeme der sozialen Sicherung lediglich als Mit-
tel zur Beseitigung von Marktversagen fungieren oder ob Interessengruppen in diesem Be-
reich neue Formen von Verzerrungen schaffen. Letzeres dürfte in mehr am Fürsorge- oder 
Versorgungsprinzip ausgerichteten Systemen à la BEVERIDGE weniger der Fall sein als in 
Versicherungssystemen à la BISMARCK, bei denen häufig Leistungen zu beobachten sind, die 
– streng genommen – wenig mit einem Versicherungsgedanken im privatwirtschaftlichen 
Sinn zu tun haben. Weiterhin muss bedacht werden, dass es analog zur Steuerüberwälzung 
eine Vorteilswegnahme durch Nichtdestinare gibt (ZIMMERMANN/HENKE, 2001, S. 265 – 
270). Ökonomen wie AUERBACH/KOTTLIKOFF (1986), DIAMOND (1977), KOTLIKOFF (1998) 
und ROTHSCHILD/STIGLITZ (1976) beurteilen die Verteilungswirkungen gleichwohl als insge-
                                               
20 Auf die Spezialprobleme der Organisation des Gesundheitswesens kann hier nicht näher eingegangen werden. 
Vgl. hierzu z.B. die Hinweise auf die Spezialliteratur zum Thema „Health economics“ bei FUCHS (1998). 
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samt eher günstig. Ihre Meinung wird unterstrichen durch eine empirische Untersuchung von 
CAMINADA/GOODSWAARD (2001), die zu dem Ergebnis kommt, dass die Reduktion der Sozi-
alleistungsniveaus in den OECD-Staaten (vor allem in Großbritannien und den Niederlanden) 
die Ungleichheit der Verteilung des verfügbaren Einkommens vergrößert hat.  
 
Neben den intragenerativen Verteilungseffekten gehen von der Sozialversicherung auch inter-
generative Verteilungseffekte aus, und zwar vor allem von der Rentenversicherung. Die meis-
ten Ökonomen sind der Meinung, dass die Einführung eines Umlage-Systems die Situationen 
der Einführungs-Rentnergeneration auf Kosten späterer Generationen in dem Sinn begünstigt, 
dass die Rendite des System aus der Sicht späterer Generationen vermindert wird. Dies gilt 
nur dann nicht, wenn man wie BARRO (1974) ein starkes Vererbungsmotiv und damit einen 
Ausgleich staatlicher Maßnahmen durch private Reaktionen unterstellt. Zu den vermuteten 
Umverteilungseffekten treten Effekte aus der Veränderung der Bevölkerungsstruktur hinzu. 
Sie sind Ursache von Reformen – oder jedenfalls Reformnotwendigkeiten –, die im Kapitel 4 
besprochen werden. An dieser Stelle sei lediglich erwähnt, dass es inzwischen für viele Län-
der Versuche gibt, diese Effekte mit Hilfe eines generational accounting zu quantifizieren 
(AUERBACH/KOTLIKOFF/LEIBFRITZ, 1999). Meist zeigt sich dabei eine Tendenz zur Belastung 
zukünftiger Generationen, die von vielen als Überbelastung eingestuft wird.  
 
Anders als das Urteil über die Verteilungswirkungen fällt das Urteil über die Stabilisierungs-
wirkungen der Systeme der sozialen Sicherung eindeutig günstig aus. Von Stabilisierungswir-
kungen spricht man, wenn konjunkturell bedingte Schwankungen des Preisniveaus, der Ar-
beitslosenquote, der Wachstumsrate und des Leistungsbilanzsaldos gedämpft werden. Da 
Zahlungen der Sozialversicherung – insbesondere natürlich der Arbeitslosenversicherung – 
antizyklisch schwanken, wirken sie ohne das Auftreten von Prognose- und Entscheidungs-
problemen und damit verbundenen Verzögerungen zusammen mit den Aufkommensschwan-
kungen des Steuersystems als automatische Stabilisatoren. Der Europäische Stabilitäts- und 
Wachstumspakt verlangt wegen dieser Stabilisierungswirkungen und um des Zieles einer 
nachhaltigen Finanzpolitik willen, dass die Vertragsstaaten mittelfristig einen ausgeglichenen 
Haushalt vorlegen. Dann können sie den Spielraum, den die Nettoneuverschuldungsgrenze 
von 3 v.H. des BIP bietet, nämlich voll nutzen, um die automatischen Stabilisatoren wirken zu 
lassen. 
 
Die Sozialversicherung wirkt aber nicht nur in konjunktureller Hinsicht stabilisierend. Auch 
bei regionalen Strukturkrisen entfaltet sie eine solche Wirkung: Gerät in einer monostruktu-
rierten Region die Branche mit den Hauptarbeitsplätzen in eine Krise, sorgt die Sozialversi-
cherung dafür, dass für konsumnahe Branchen wie z.B. das Handwerk, den Einzelhandel und 
das Gaststättengewerbe wenigstens ein Mindestmaß an Kaufkraft erhalten bleibt. Diese Wir-
kung hat in Deutschland bei der Wiedervereinigung z.B. eine bedeutende Rolle gespielt: Die 
Einführung der D-Mark und des Freihandels führten zum Zusammenbruch der nicht wettbe-
werbsfähigen DDR-Industrie, die Aufnahme der DDR-Bürger in die westdeutsche Sozialver-
sicherung stabilisierte gleichzeitig die lokale Kaufkraft und bot dem regionalen Gewerbe  
Überlebenschancen. 
 
3.2 ALLOKATIVE WIRKUNGEN: EFFIZIENZ SOWIE VERZERRUNGEN AUF ARBEITS- UND 
KAPITALMÄRKTEN  
 
Wenn man von Allokationswirkungen der Systeme der sozialen Sicherung spricht, meint man 
Antworten auf die Frage, wie die Sozialpolitik die Verwendung der Ressourcen und die all-
gemeine Wohlfahrt beeinflußt. Von allen Systemen der sozialen Sicherung gehen drei Arten 
von Allokationswirkungen aus: 
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* allgemeine Excess-burden-Effekte der Finanzierung der Systeme, 
* zusätzliche Spezialeffekte auf dem Arbeitsmarkt und 
* zusätzliche Spezialeffekte auf dem Kapitalmarkt. 
 
In vielen Staaten kommt hinzu, dass es für bestimmte oder alle Bürger nicht nur einen Versi-
cherungszwang gibt (d.h. dass sie Versicherungen in einem gewissen Umfang nachfragen 
müssen), sondern dass auch eine Zwangsversicherung existiert (d.h. dass man sich nur beim 
Staat oder bei einer staatsabhängigen Einrichtung versichern darf oder dass solch eine Ein-
richtung – wie etwa ein National Health Service – sogar selbst zum Leistungserbringer wird). 
In solchen Fällen treten Fragen des Make or buy auf. Dies verweist auf das Thema „Privati-
sierung der Sozialen Sicherung“ (DIAMOND, 1999). Auf diese Spezialfrage kann hier nur hin-
gewiesen, nicht aber näher eingegangen werden.  
 
Dass allgemeine Excess-burden-Effekte auftreten, ist vor allem bei überwiegend steuerfinan-
zierten Systemen offensichtlich, denn die Steuern der Realität sind ja keine Pauschal-Steuern 
und führen folglich zu Wohlfahrtsverlusten aufgrund von unerwünschten Substitutionseffek-
ten. Aber auch bei einer Beitragsfinanzierung treten solche Effekte wahrscheinlich auf: Ar-
beitgeberbeiträge wirken aus der Sicht der Arbeitgeber wie eine Steuer auf die Lohnsumme 
und erhöhen die Kosten des Faktors Arbeit. Arbeitnehmerbeiträge haben aus der Sicht der 
Arbeitnehmer jedenfalls dann einen steuerähnlichen Charakter, wenn die Äquivalenz von 
Leistung und Gegenleistung durch systemimmanente Umverteilungselemente beeinträchtigt 
wird. Beide Beiträge bilden zusammen mit weiteren Abgaben auf den Einsatz von Arbeits-
kraft einen Keil, der zu einer Spreizung zwischen dem Bruttolohn pro Stunde (= Preis der 
Arbeitsstunde aus der Sicht der Arbeitgeber) und dem Nettolohn pro Stunde führt (= Preis der 
Arbeitsstunde aus der Sicht der Arbeitnehmer). Diese Spreizung hat zur Folge, dass Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer mit jeweils anderen Preisen kalkulieren und dass in Folge von Über-
wälzungsprozessen auf vielen Märkten Wohlfahrtsverluste auftreten, weil Produktions- und 
Konsumentscheidungen weniger gut aufeinander abgestimmt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Arbeitnehmer nicht beide Beitragsanteile als faire Versicherungsprämien ansehen, 
die sie auch freiwillig gezahlt hätten. Wie schon angedeutet, ist letzteres aufgrund einer Viel-
zahl von Umverteilungselementen in realen Beitragssystemen unwahrscheinlich. Die formale 
Unterscheidung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen hat noch dazu zur Folge, bei 
den Arbeitnehmern Illusionen zu fördern, welche die Kosten der Sozialversicherung niedriger 
erscheinen lassen, als sie es in Wirklichkeit sind.  
 
Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die allgemeinen Excess-burden-Effekte bei stärker steuer-
finanzierten Systemen niedriger sind als bei stärker beitragsfinanzierten Systemen. Bei den 
mehr steuerfinanzierten Systemen ist die Bemessungsgrundlage nämlich relativ breiter und 
der erforderliche Abgabensatz deshalb relativ niedriger, und das hat in der Regel einen gerin-
geren Excess burden zur Folge (HOPMANN, 1998, S. 281). Deshalb könnte man daran denken, 
von Beitragssystemen auf steuerfinanzierte Systeme überzugehen. Damit würde der Keil zwi-
schen Brutto- und Nettolöhnen verkleinert. Noch weiter abgebaut werden könnte der Brutto-
Netto-Keil, wenn nur eine Mindestunterstützung über Steuern finanziert und notwendig er-
achtete Aufstockungselemente über Versicherungen abgedeckt würden, die sich am Vorbild 
der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung orientieren und aus den Nettoeinkommen finanziert 
werden müssten.  
 
Eine umfassende Beschreibung der allgemeinen Excess-burden-Effekte wäre an sich nur in 
einem Computational-general-equilibrium-Modell möglich. Eine qualitative Beschreibung der 
wichtigsten Anstoßeffekte mit partialanalytischen Mitteln findet man bei ROSNER (2003). 
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HOMBURG (1990) sowie HOMBURG/RICHTER (1990) halten die Excess-burden-Effekte speziell 
im Umlage-System der Rentenfinanzierung für so stark, dass durch ihre geschickte Reduzie-
rung im Wege eines Übergangs zur Kapitaldeckung Doppelbelastungseffekte von Übergangs-
generationen weitgehend vermieden werden könnten. 
 
Zusatzeffekte auf dem Arbeitsmarkt entstehen, wenn Systeme der sozialen Sicherung (meist 
im Zusammenspiel mit der Sozialhilfe und anderen Fürsorgezahlungen) ähnlich wie ein Min-
destlohn wirken, wenn es Anreize zu einem frühzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
gibt oder wenn Nichtstun subventioniert wird. Sie treten zu den generellen Substitutionseffek-
ten zu Gunsten von Freizeit hinzu, die sich auf dem Arbeitsmarkt aus der Einkommensteuer 
und aus einkommensabhängigen Sozialbeiträgen ergeben.  
 
Ein Mindestlohn, der über dem Gleichgewichtspreis liegt, führt zu (klassischer) Arbeitslosig-
keit. Vergleichbare Effekte können sich aus der Gewerkschaftspolitik oder aus dem Zusam-
menspiel zwischen dieser Politik und staatlichen Sozialmaßnahmen oder daraus ergeben, dass 
die Höhe der Sozialversicherung implizit ein Mindestlohnniveau definiert. Anreize zu einem 
frühzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben können vor allem in Ländern mit einer aus-
geprägten Kündigungsschutzgesetzgebung entstehen. Sie resultieren daraus, dass es für Ar-
beitgeber sinnvoll werden kann, Frühpensionären Betriebsrenten als Ergänzung zur Arbeitslo-
senunterstützung zu zahlen. Dieser Effekt war z.B. in Deutschland ebenso zu beobachten, wie 
das Ausbleiben einer Anpassung der Rentenhöhe auf das aktuarisch faire Niveau für Früh-
rentner (BÖRSCH-SUPAN, 2001a, S. 21). Ein (zeitweiliger) Rückzug vom Arbeitsmarkt kann – 
insbesondere bei Frauen – auch durch hohe Kindergeldzahlungen bewirkt werden. Eine Sub-
ventionierung von Nichtstun resultiert (vor allem bei Arbeitskräften mit einer niedrigen Pro-
duktivität) daraus, dass Sozialhilfezahlungen vielfach gegen Erwerbseinkünfte aufgerechnet 
werden. Dies ergibt sich aus einer Bedürftigkeitsprüfung bei der Gewährung von Sozialhilfe- 
oder Rentenzahlungen und läuft aus der Sicht potentieller Arbeitsanbieter oft auf eine kon-
fiskatorische Besteuerung hinaus. Lösungen für dieses Problem, das in vielen Ländern eine 
Rolle spielt, könnten im Prinzip durch Regelungen gefunden werden, die der Einführung einer 
negativen Einkommensteuer ähneln und den Zielen „Beschäftigung Arbeitsfähiger zum 
Marktlohn“ und „Garantie eines bestimmten Mindesteinkommens“ jeweils getrennte Mittel 
zuordnen. Einschlägige Vorschläge scheitern aber oft daran, dass sehr hohe Transaktionskos-
ten aufgewendet werden müssten, um zu verhindern, dass Personen in den Genuss staatlicher 
Zahlungen gelangen, für die solche Programme eigentlich nicht gedacht waren. Ein vielver-
sprechender Versuch für eine sinnvolle Gesamtlösung findet gerade in den USA statt: das 
„Wisconsin Works Programm“.21 
 
Es ist – allein schon aus konzeptionellen Gründen – sehr schwer, eine Schätzung der quantita-
tiven Bedeutung der Allokationsverzerrungen abzuleiten, die sich aus den Finanzierungs- und 
Anreizeffekten im Hinblick auf den Faktor Arbeit ergeben. Hierzu ist es nämlich erforderlich 
zu operationalisieren, was man unter einer „allokationsneutralen“ Gestaltung eines Systems 
der sozialen Sicherung verstehen will. Dabei stellen sich Fragen wie z.B. die, wie man Leis-
tungen für die Kindererziehung oder den Ruhestand behandeln soll: Sind dies gesamtwirt-
schaftliche Kosten des Faktors Arbeit, oder sollte man eine Mindestabsicherung als gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe ansehen, oder muss man fragen, welche Verhältnisse in einer Gesell-
schaft gelten würden, in der die Kinderaufzucht und der Ruhestand individuell über private 
Versicherungen abgesichert werden und der Staat lediglich garantiert, dass es entsprechende 
                                               
21 Dieses Programm soll den Teilnehmern helfen, durch Arbeit unabhängig von Unterstützungsleistungen zu 
werden. Es will Unterstützungszahlungen für Arbeitslose dadurch reduzieren, dass der Staat Hemmnisse besei-
tigt, die einer Teilnahme am Erwerbsleben entgegenstehen. Eine Evaluation ist vom WISCONSIN LEGISLATIVE 
AUDIT BUREAU (2001) durchgeführt worden. 
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Versicherungen (oder Zwangsversicherungen) gibt? Wie sollen im Versicherungsfall aktua-
risch faire Risiken ermittelt werden, und was soll dem Datenschutz unterliegen? Es gibt bis 
heute keinen allgemeinen diskutierten und akzeptierten Lösungsversuch für diese Probleme. 
Einen diskutablen Ansatz bietet HOPMANN (1998). Auf der Basis seiner Definition von Allo-
kationsneutralität ergeben sich bei einem internationalen Vergleich quantitativ erhebliche Un-
terschiede in den Verzerrungsgraden. In Deutschland und Belgien kommt es im Vergleich zu 
den Niederlanden, Dänemark und Großbritannien z.B. zu einer „drastischen Überbelastung“ 
des Faktors Arbeit durch Sozialabgaben (ebenda, S. 281). 
 
Zusatzeffekte auf dem Kapitalmarkt ergeben sich auf der Nachfrageseite daraus, dass soziale 
Sicherungssysteme zu einem höheren Ausmaß an Spezialisierung führen und sich in der Risi-
kostruktur von Sach- und Humankapitalinvestitionen niederschlagen. Eine ausgebaute Theo-
rie zu dieser Frage und Abschätzungen der quantitativen Bedeutung der Effekte gibt es eben-
so wenig wie eine Theorie der Auswirkungen von Bevölkerungsentwicklungen auf Kapital-
marktvariablen wie Zinssätze und Aktienkurse und deren Rückwirkungen. Erste Ansätze mit 
Hilfe eines Simulationsmodells bieten METZE/PRINZ/LÜBKE (2002). Auf der Angebotsseite 
beeinflussen die sozialen Sicherungssysteme das Niveau und die Struktur des Geldkapitalauf-
kommens auf dem (Welt-) Kapitalmarkt. Eine wichtige Rolle spielt dabei die Frage, ob insbe-
sondere die Rentenversicherung kapitalgedeckt finanziert wird (hierbei muss ein repräsentati-
ves Mitglied seine Altersrente zunächst selbst ansparen) oder nach dem Umlagesystem (hier-
bei werden die laufenden Einnahmen sofort in Rentenzahlungen umgewandelt, d.h. die Rent-
nergeneration im Startzeitpunkt wird vom Zwang zum Aufbau eines Kapitalstocks befreit).22 
 
Man könnte geneigt sein, beim Vergleich dieser Systeme auf Erfahrungen zurückzugreifen, 
wie sie Versicherungsunternehmen bei der Einführung einer privaten Lebensversicherung 
machen: Hier müssen Ansprüche auf Rentenzahlungen angespart werden. Deshalb überwie-
gen die Einzahlungen in der Startperiode einer solchen Versicherung die Auszahlungen, und 
es kommt zum Aufbau eines Kapitalstocks. Stabilisiert sich später die Mitgliederzahl, könnte 
dieser Kapitalstock selbst ohne Zinseffekte erhalten bleiben, wenn die Auszahlungen nun über 
die laufenden Einzahlungen finanziert werden können. Im Umlageverfahren werden die Ein-
zahlungen dagegen gleich zur Deckung der Ausgaben verwandt, und der Aufbau eines Kapi-
talstocks entfällt.  
 
Diese einzelwirtschaftliche Sichtweise lässt sich aber nicht ohne weiteres auf eine Volkswirt-
schaft übertragen. Geht man von einer Bevölkerung aus, die über individuelle Ersparnisse für 
ihr Alter vorsorgt, und wird nun eine staatliche Zwangsversicherung nach dem Kapitalde-
ckungs- oder nach dem Umlageverfahren eingeführt, so muss man in beiden Fällen damit 
rechnen, dass die laufende private Ersparnis verringert wird, unter bestimmten Zusatzannah-
men sogar im gleichen Umfang (HOMBURG, 1988, S. 57). Beim Kapitaldeckungssystem steht 
der Verringerung der privaten Ersparnis nun aber der Aufbau eines Kapitalstocks beim Versi-
cherer gegenüber, beim Umlageverfahren ist dies nicht der Fall (ebenda, S. 28). Deshalb – so 
eine häufig gezogene, empirisch aber nur vorläufig fundierte Schlussfolgerung – unterschei-
den sich ein Kapitaldeckungssystem und ein Umlagesystem durch die Höhe der Kapitalaus-
                                               
22 Ein Unterschied zwischen einer Finanzierung nach dem Kapitaldeckungs- bzw. Umlagesystem spielt zwar vor 
allem in der Rentenversicherung eine Rolle, kann aber auch bei anderen Versicherungen auftreten, bei denen 
die Altersstruktur der Versicherten von Bedeutung ist. Bei der Krankenversicherung fallen Leistungen vor al-
lem bei den Älteren an. Hier kann man so vorgehen, dass man von allen Versicherten altersunabhängige Bei-
träge verlangt, welche die laufenden Ausgaben decken müssen (umfassendes Umlagesystem), dass man alters-
abhängige Beiträge zur Deckung der Kohortenausgaben erhebt (Jahrgangs-Umlage-System) oder dass man 
Rückstellungen für erhöhte Altersaufwendungen bildet (Kapitaldeckungssystem). 
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stattung einer Volkswirtschaft und die damit verbundenen Wachstumseffekte.23 Bei einer sol-
chen Schlussfolgerung sind freilich zwei Caveats angebracht: Zum einen fragt sich, was mit 
den bereits aufgehäuften (und investierten) Ersparnissen geschieht, die bei derjenigen Rent-
nergeneration nun nicht mehr zum Zwecke Alterssicherung benötigt werden, welche von der 
Einführung des Umlageverfahrens begünstigt wird. Werden diese Bestände zur Erhöhung von 
Konsumausgaben verwandt, oder werden sie vererbt? Bei krassen Egoisten wäre die Ent-
scheidung einfach (Konsumerhöhung); in der Realität könnten das Vererbungmotiv und ein 
im Laufe des Lebens erworbener Hang zur Sparsamkeit aber zu einem anderen Ergebnis füh-
ren.24 Zum anderen fragt sich, ob bei Einführung eines Kapitaldeckungssystems nicht zusätz-
liche Steuermittel zur Unterstützung von Senioren verwendet werden müssen, die nicht genü-
gend private Vorsorge getroffen haben oder deren Rücklagen – etwa durch Krieg und/oder 
Inflation – zerstört worden sind. Der Unterschied zwischen den Systemen dürfte in der Reali-
tät deshalb weniger krass ausfallen, als es auf den ersten Blick scheint.  
 
Neben den Unterschieden bei der Kapitalbildung spielen bei einem Vergleich des Umlage- 
und des Kapitaldeckungssystems auch Unterschiede bei der Anfälligkeit gegenüber spezifi-
schen Risiken eine Rolle. Das Umlagesystem ist gefährdet, wenn die Zahl der Beitragszahler 
sinkt. Das wird unmittelbar einsichtig, wenn man sich in Gedanken den Extremfall vorstellt, 
dass eine Generation keine Kinder zeugt und sich deshalb im Rentenalter auf niemand stützen 
kann, der die Kettenbrief-Last („Ponzi-debt“) übernimmt, welche beim Umlage-Verfahren in 
Gestalt eines Vertrages zwischen den Generationen entsteht.25 Das Kapitaldeckungssystem ist 
von der Bevölkerungsentwicklung weniger abhängig, weil Kapitalanlagen im Prinzip auch im 
Ausland getätigt werden können und die eben betrachtete „letzte Generation eines Volkes“ 
deshalb von im Ausland erwirtschafteten Renten leben könnte. Das Verfahren ist aber anfällig 
gegen Risiken, welche Kapitalanlagen betreffen – vor allem Kriegszerstörungen und langan-
haltende und ausgeprägte spekulative Blasen auf den Aktienmärkten. Hinzu treten kann eine 
Machtkonzentration bei Pensionsfonds. Außerdem gibt es eine Altersstrukturabhängigkeit, 
wenn man die Gültigkeit des Lebenszyklusmodells der Ersparnisbildung unterstellt und 
gleichzeitig annimmt, dass weltweit ein Veralterungsprozess einsetzt. Dann hätte die Veralte-
rung nämlich zur Folge, dass weltweit versucht wird, Ersparnisse aufzulösen (alle Senioren 
versuchen, ihre Rücklagen zu veräußern), was kreislaufmäßig auf Schwierigkeiten stößt und 
zu Deflation sowie zu Wertverlusten beim Verkauf von Vermögenstiteln führen könnte.26 
 
Angesichts der Unvorhersehbarkeit der Bedeutung von verschiedenen Risiken ist es verständ-
lich, wenn vielfach für ein gemischtes System plädiert wird (BÖRSCH-SUPAN, 2001 b, S. 10 
f.). Unterstützt wird dieses Plädoyer dadurch, dass das Ausmaß an Kapitaldeckungselementen 
vom Bevölkerungswachstum abhängig gemacht werden könnte (LASSILA/VALKONEN, 2001). 
Das gilt auch angesichts der Tatsachen, dass das Kapitaldeckungssystem unter Effizienzge-
sichtspunkten vorzuziehen ist (d.h. unter bestimmten Annahmen zu mehr Wohlstand führt) 
                                               
23 Einen Überblick über empirische Untersuchungen zum Einfluss des Systems der Rentenfinanzierung auf die 
Ersparnisbildung findet man bei ORTH (2000, S. 106). Viele Untersuchungen führen zu keinen signifikanten 
Unterschieden zwischen den beiden Finanzierungsverfahren. Für Deutschland, die Niederlande und die USA 
sieht BÖRSCH-SUPAN (2001 b, S. 6) sowohl die Ersparnisreduktion als auch den Kapitalstock-Differenzeffekt 
als empirisch nahezu überzeugend nachgewiesen an. In diesem Zusammenhang wird in der ökonomischen Li-
teratur oft auf die sog. „FELDSTEIN-Kontroverse“ hingewiesen. Wie HOMBURG (1988, S.61 – 65) gezeigt hat, 
vergleicht FELDSTEIN (1974) aber nicht generell das Umlagesystem und das Kapitaldeckungsystem, sondern 
untersucht die speziellen Eigenschaften des amerikanischen Systems, in dem Arbeitseinkünfte von Rentnern 
zu Rentenkürzungen führen. 
24 Zu den Konsequenzen unterschiedlicher Sparhypothesen für den Vergleich von Kapitaldeckungs- bzw. Umla-
gesystems vgl. KOTLIKOFF (1998, S. 415 f.). 
25 Diese Last kann auch als implizite Staatsverschuldung aufgefasst werden. Vgl. hierzu im einzelnen 
KOTLIKOFF (1998, S. 416 f.). 
26 Detaillierter hierzu LÜBKE (2002). 
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und dass es bei einer Verfassungsverankerung weniger anfällig gegen politischen Missbrauch 
wäre.27 
 
4. ALTERUNG VON GESELLSCHAFTEN UND VORSCHLÄGE ZUR RENTENREFORM 
 
Angesichts der steigenden Seniorenquote der modernen Industriegesellschaften sind vor allem 
die Alterssicherungssysteme in vielen Staaten in die Diskussion geraten und auch Gegenstand 
international vergleichender Untersuchungen geworden.28 Einen informativen Überblick über 
den Stand der Diskussion in sechs wichtigen Industriestaaten geben BÖRSCH-SUPAN/MIEGEL 
(2001). Man findet in diesem Buch Länderkapitel über Chile (SCHMIDT-HEBBEL), Deutsch-
land (BÖRSCH-SUPAN), Großbritannien (DISNEY), die Niederlande (BOVENBERG/MAIDAM), 
die Schweiz (BROMBACHER-STEINER) und die Vereinigten Staaten von Amerika (WISE). Alle 
diese Systeme sind in der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg gegründet und während der sech-
ziger und siebziger Jahre stark ausgeweitet worden und werden seit den achtziger Jahren von 
einer Ausgabenexplosion bedroht. Diese Gefahr erzwang eine Reformdiskussion. Die Umset-
zung von Reformen ist in allen Staaten in Angriff genommen worden, in Deutschland aber am 
wenigsten weit fortgeschritten, obwohl das deutsche System unter den untersuchten Staaten 
am stärksten von den künftigen demografischen Veränderungen bedroht ist.29 
 
Vergleicht man zunächst einmal den in Tabelle 9 dargestellten Stand der Systeme, so fällt auf, 
dass es im Bereich der Alterssicherung – wie auch schon bei den Systemen der sozialen Si-
cherung insgesamt – beträchtliche Unterschiede, aber auch auffällige Gemeinsamkeiten gibt. 
 
Wie die Beschreibungen in Tabelle 9 a verdeutlichen, unterscheiden sich die Systeme in den 
institutionellen Details erheblich. Den gleichen Eindruck vermittelt Tabelle 9 b, in der das 
jeweilige Gewicht von etwa vergleichbaren Teilelementen der Alterssicherungssysteme dar-
gestellt ist. Je größer das Gewicht der dritten Säule, desto größer ist der Anteil der Kapitalde-
ckung. 
 
Auf der anderen Seite zeigen sich aber auch Gemeinsamkeiten. Die erste besteht darin, dass 
sich alle Alterssicherungssysteme in drei Teilsysteme (sog. Säulen) zerlegen lassen: Die erste 
Säule besteht aus einem zwangsfinanzierten Teilsystem und stellt wenigstens eine Grundsi-
cherung (oft aber auch mehr) zur Verfügung. Hier herrschen die Umlagefinanzierung und ein 
vorab definiertes Leistungsniveau vor. Die zweite Säule bilden Programme der betrieblichen 
Altersvorsorge, die in der Regel über Steuervorteile subventioniert werden und sich wenigs-
tens zum Teil auf eine Kapitaldeckung stützen. Als dritte Säule fungieren individuelle Erspar-
nisse, die bei entsprechend langfristiger Anlage in der Regel ebenfalls subventioniert werden 
und meist reine Kapitalanlagen auf der Basis von festen laufenden Ansparraten darstellen. 
 
                                               
27 Auf eine nähere Ableitung der Effizienzvorteile des Kapitaldeckungsverfahrens muss hier verzichtet werden. 
Vgl. hierzu HOMBURG (1988). Weniger anfällig gegen politische Missbräuche wäre dieses System, weil der 
Medianwähler im Umlage- anders als im Kapitaldeckungssystem stets den Anreiz hat, für eine Ausweitung 
von Leistungen zu plädieren (HOMBURG, 1988, S. 115 – 131). 
28 Internationale Überblicke bieten (in zeitlicher Reihenfolgen): OECD (1988), FERGE/KOLBERG (1992), LOTTES 
(1993), THE WORLD BANK (1994), FRANCO/MUNZI (1996), OECD (1996), SCHMID (1996), GRUBER/WISE 
(1997), OECD (1998b), ORTH (2000), KAUFMANN (2001), BÖRSCH-SUPAN/MIEGEL (2001) und SIEBERT 
(2002). 
29 In Deutschland wird die Seniorenquote (=Zahl der Übersechzigjährigen, dividiert durch die Personen in der 
Haupterwerbsspanne zwischen 20 und 59) von rund 36 v.H. (1995) auf rund 102 v.H. (2050) steigen. Das ist 
die schlechteste Entwicklung in den verglichenen Ländern. In den USA ist dagegen ein Anstieg von 30 v.H. 
auf 53 v.H. zu erwarten, in Chile einer von 18 v.H. auf 56 v.H. (BÖRSCH-SUPAN, 2001 b, S. 8). Eine neuere 
Studie mit einer breiteren Vergleichsbasis ordnet Deutschland einen mittleren Verletzungsgrad zu und sieht 
vor allem Frankreich, Italien und Spanien als stärker bedroht an (JACKSON/HOWE, 2003). 
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Tabelle 9: Das Drei-Säulen-System der Alterssicherung 
 
9a) The Tree Pillars 
 
 Germany Netherlands Switzerland Great 
Britain 
United 
States 
Chile 
First 
Pillar 
Public Re-
tirement In-
surance 
(GRV)30 
Public base 
pension 
(AOW)31 
Public base 
pension 
(AHV/IV)32 
Public base 
pension (Part 
of NI)33 
Social Secu-
rity 
Public mini-
mum pension 
Second Pillar Firm pensions 
(mostly re-
serve ac-
counts) 
Employer-
related pen-
sions (mostly 
DB-plans34) 
Employer-
related pen-
sions (BVG35) 
Public earn-
ings-related 
scheme 
(SERPS36); 
Firm pensions; 
Private pen-
sions; Stake-
holder pen-
sions 
Firm pensions 
(DB-and DC37 
plans; 401 
(k)-plans38) 
Pension Funds 
(AFP)39 
Third  
Pillar  
Own savings 
(mainly whole 
life insur-
ance), other 
income. 
Own savings 
(mainly pen-
sions funds 
and whole life 
insurance), 
other income. 
Own savings 
(mainly whole 
life insurance 
and pension 
funds), other 
income. 
Own savings 
(mainly pen-
sion funds, 
supplements 
to firm pen-
sions), other 
income. 
Own savings 
(mainly IRA9- 
und Keogh9), 
other income. 
Own savings 
(mainly pen-
sion funds, 
supplements 
to firm pen-
sions), other 
income. 
 
9b) Share of Income from each Pilar (in %) 
 
 Germany Netherlands Switzerland Great Britain United States 
First Pillar 85 % 50 % 42 % 65 % 45 % 
Second Pillar 5 % 40 % 32 % 25 % 13 % 
Third Pillar 10 % 10 % 26 % 10 % 42 % 
(of which 25 % 
is earnings) 
 
9c) Replacement Rate of the Retirement Income 
 
Germany Netherlands Great Britain United States Switzerland 
85 % 86 % 72 % 85 % 80 % 
 
 
                                               
30 GRV = Gesetzliche Rentenversicherung (a mandatory pay-as-you-go pension system). 
31 AOW = Algemene Ouderdoms Wet (a mandatory pay-as-you-go pension system). 
32 AHV/IV = Alters-, Hinterbliebenen und Invalidenversicherung (a mandatory pay-as-you-go pension system). 
33 NI = National Insurance (part one is a mandatory basic pensions system, financed largely out of payroll 
taxes on a pay-as-you-go basis). 
34 DB = Defined Benefit (a fixed benefit, granted by an insurance). 
35 BVG = Gesetz über die berufliche Vorsorge (a funded system, which is mainly compulsory) 
36 SERPS = State Earnings Related Pension System (a second pillar with an opting-out opportunity). 
37 DC = Defined Contribution (a fixed monthly contribution which receives the insurer). 
38 401 (k)-plans/IRA/Keogh = Individual Retirement Accounts (employer sponsored personal saving plans with 
tax advantages). 
39 AFP  =Administratoras de Fondos Pensiones (Chilenian pension funds which administer obligatory contri-
butions). 
 
Quelle : Vgl. BÖRSCH-SUPAN (2001 b, S. 3 – 5). 
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Die zweite Gemeinsamkeit der verglichenen Alterssicherungssysteme zeigt sich in Tabelle 
9 c: Die Lohnersatzquote (hier verstanden als Verhältnis der Rentenzahlungen zum Eintritt in 
das Rentenalter zum letzten erzielten Einkommen im Erwerbsleben) liegt in den meisten ver-
glichenen Ländern zwischen 80 und 86 v.H., in Großbritannien allerdings nur bei 72 v.H. 
Schaut man in die Zukunft, können heute gleiche Lohnersatzquoten aber wichtige Unter-
schiede verbergen: Die Lohnersatzquote von 80 v.H., die heute in der Schweiz erreicht wird, 
muss als langfristig viel besser gesichert gelten als die Lohnersatzquote von 85 v.H. in 
Deutschland, da der Anteil der Kapitaldeckung in der Schweiz ungleich höher als in Deutsch-
land ist. 
 
Was zeigt der Systemvergleich? BÖRSCH-SUPAN (2001, S.11) gibt eine Antwort auf diese 
Frage, die im Hinblick auf die politische Durchsetzbarkeit von Reformvorschlägen von be-
trächtlicher Bedeutung ist: “Much that has been rejected as ‚politically impossible‘ in the re-
formdebate of one country is everyday practice for the neighbours.“ 
 
Betrachtet man die Reformdiskussion in den einzelnen Ländern, kann man zwischen folgen-
den Kategorien von Vorschlägen unterscheiden:  
 
* Vorschläge für Variationen von „Stellschrauben“ des Umlagesystems, 
* Vorschläge für eine graduelle Gewichtsverlagerung zwischen den Säulen (Stärkung der 
Kapitaldeckung über die zweite und/oder dritte Säule) und 
* Vorschläge für eine Fundamentalreform (vor allem: Übergang zu einer steuerfinanzierten 
Grundsicherung auf niedrigem Niveau in der ersten Säule, kombiniert mit einer Verlage-
rung des Hauptgewichts auf eine Kapitaldeckung über die zweite und/oder dritte Säule). 
 
Als „Stellschraubenvariationen“ in der ersten Säule werden Erhöhungen von Beitrags- bzw. 
Steuersätzen, Senkungen des Rentenniveaus, Erhöhungen der Zahl der Abgabepflichtigen 
durch Erleichterung der Einwanderung von jungen, gut ausgebildeten Arbeitskräften und eine 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit durch eine Erhöhung des Renteneintrittsalters diskutiert. 
Ursachenadäquat und am ehesten erfolgversprechend wäre eine Erhöhung des Renteneintritts-
alters. Sie müsste allerdings mit mehr Möglichkeiten zur Teilzeitarbeit gekoppelt werden und 
mit sinkenden Marktlöhnen für den Fall eines individuellen Produktivitätsrückgangs. Damit 
keine Fehlanreize auftreten, dürften sinkende Markteinkommen in der Periode vor dem end-
gültigen Ruhestand nicht zu sinkenden Renten führen, sondern müssten eine Steigerung der 
(später beginnenden) Zahlungen zur Folge haben. 
 
Fundamentalreformen sind politisch kaum durchsetzbar, weil sie mit erheblichen Übergangs-
problemen verbunden sind und meist den Interessen des Medianwählers widersprechen. Gra-
duelle Reformen sind dagegen schon durchgesetzt worden und werden in allen Staaten ver-
stärkt ins Auge gefasst. 
 
5. SCHLUSSBEMERKUNGEN 
 
Was bedeutet “Sozialversicherung”? Warum entstanden Sozialversicherungssysteme und wie 
sind sie heutzutage ausgestaltet? Was leisten sie, welche schädlichen Nebenwirkungen sind zu 
beachten und in welche Richtung sollte eine Reform gehen? – Das waren die Hauptfragen, die 
in diesem Überblickaufsatz diskutiert wurden. Das Wort “sozial” hat stets den Beiklang von 
etwas moralisch Gutem, und das Wort „Versicherung“ signalisiert das Vorhandensein eines 
Sicherheitsnetzes auch für diejenigen, die ansonsten unverschuldet in Not geraten würden. 
Aber: Sozialversicherungssysteme sind nicht nur aus altruistischen Motiven heraus geschaf-
fen worden, sondern auch aus machiavellistischen Überlegungen heraus. Systeme der sozialen 
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Sicherung können überdehnt und deshalb und/oder wegen der Bevölkerungsentwicklung un-
finanzierbar werden. Soziale Sicherheitsnetze können als „soziale Hängematte“ missbraucht 
werden, und notwendige Reformen können Wahlkalkülen der Politiker zum Opfer fallen und 
so lange hinausgeschoben werden, bis gesellschaftliche Krisen eintreten, die schwer be-
herrschbar sind. Systeme der sozialen Sicherung haben in modernen Staaten eine Bedeutung, 
die allein schon rein quantitativ so groß ist, dass man meinen sollte, ihre Hauptwirkungen und 
–probleme seien gut erforscht. Eher das Gegenteil ist jedoch der Fall: Was soll ein „gutes“ 
System der sozialen Sicherung eigentlich leisten? Welchen Allgemeinheitsgrad haben z.B. 
Werturteile wie diejenigen, welche hinter einem Vorschlag für ein Ranking-System für die 
„Güte“ von Systemen der sozialen Sicherung stehen, der von DIXON (1999) entwickelt wor-
den ist? Welchen Gefährdungslagen sollte ein „gutes“ System trotzen können? Wie gut haben 
sich die verschiedenen nationalen Systeme bisher tatsächlich bewährt? Wie sieht die tatsächli-
che Umverteilungsleistung der realen Systeme aus und mit welchen Effizienzkosten sind sie 
verbunden? Das sind alles Fragen, die sowohl in normativer als auch in positiver Hinsicht 
noch weitgehend ungeklärt sind. Wer kann behaupten, dass er Politikern unter diesen Um-
ständen einen wirklich wissenschaftlich fundierten Rat geben kann? Und was soll man denje-
nigen antworten, die wissen wollen, mit Hilfe welcher Formen von institutionellen Selbstbin-
dungen der politische Missbrauch des Moral-sentiment-Motives verhindert und extreme Effi-
zienz- oder Sicherheitsmängel vermieden werden können? 
 
Wer auf diese Fragen Antworten gibt, muss leider noch viel Vertrauen darin haben, dass ihm 
seine ökonomische Intuition und die Kenntnis radikal vereinfachender Modelle helfen wer-
den, die sich empirisch nicht prüfen lassen. MIRRLEES (1995, S. 396) hat eine Vorlesung über 
die Ökonomik des Wohlfahrtsstaats mit einem Hinweis beendet, der erkennen lässt, dass er 
selbst dieses Vertrauen in sich und diese Modelle besitzt. Und BARR (1992, S.795) hat einen 
Aufsatz über den Wohlfahrtsstaat mit den Worten geschlossen: „Not only social insurance, 
narrowly defined, but also ‚universal‘ benefits and social assistance are a form of insurance. 
By offering cover prior to birth, the welfare state is acting like ex ante actuarial insurance with 
a long time horizon.” Dieser Aufsatz hier hat u.a. gezeigt, dass es „den“ Wohlfahrtsstaat nicht 
gibt. Hoffen wir, dass MIRRLEES’ Vertrauen in ökonomische Modelle nicht ganz 
ungerechtfertigt ist und dass BARR’s Statement wenigstens im Durchschnitt und tendenziell 
gilt. 
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